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Elektromobilität  
in der  
Obersten Baubehörde

Roland Degelmann
Andreas Dormeier 

Elektromobilität – quo vadis?
Die Gesellschaft erlebt gegenwärtig 
eine starke Veränderung der globa-
len Lebensbedingungen. Die Vorräte 
an Erdöl und Erdgas gehen zur Nei-
ge, der mit ihrer Verbrennung verbun-
dene CO2-Ausstoß beschleunigt den 
Klimawandel, die Energieversorgung 
verändert sich in Richtung erneuer-
barer Energien. Gleichzeitig ist das 
Bestreben nach einer weiterhin un-
regulierten Wahrnehmung von Mo-
bilität unverkennbar. Elektromobilität 
steht dabei nicht nur in Bayern mehr 
denn je im Fokus einer breiten Diskus-
sion. Wird sie unser Mobilitätsverhal-
ten verändern? Ist es nur ein vorüber-
gehender Hype? 

Das Energiekonzept der Bundes-
regierung sieht für das Jahr 2020 eine 
Reduktion der Treibhausgase um 40% 
gegenüber 1990, eine Reduktion des 
Primärenergieverbrauches um 20% 
und einen Anteil der erneuerbaren Ener-
gien am Bruttostromverbrauch von 
mindestens 35% vor. Wesentlicher 
Baustein in der Erreichung dieser Ziele 
ist der Aufbau und die Verbreitung der 
Elektromobilität. 

Hierfür wurde im Rahmen der 
Marktvorbereitungsphase bis 2014 der 
Schwerpunkt auf Forschung und Ent-
wicklung, Ausbildung und Qualifikation, 
Normung und Standardisierung so-
wie auf Demonstrationsvorhaben wie 
die Schaufensterprojekte gelegt. Die 
Markthochlaufphase (2015–2017) setzt 
stärker auf marktnahe Aktivitäten wie 
nicht-monetäre Marktanreize sowie 
den Aufbau einer bedarfsgerechten La-
deinfrastruktur. Die dritte Phase (2018–
2020) zielt auf einen selbsttragenden 
Massenmarkt ab und hat tragfähige 
Geschäftsmodelle sowie die Integrati-
on erneuerbarer Energien im Fokus. 

Angestrebt ist, im Jahre 2020 rund 
eine Million Elektrofahrzeuge auf der 
Straße zu haben. Bis zum Ende des 
Jahres 2014 waren ca. 125.000 Elek-
trofahrzeuge in Deutschland zugelas-
sen. Vom großen Ziel der Bundesregie-
rung bis 2020 ist man damit noch weit 

entfernt. Trotz einer Vielzahl von Feld-
versuchen und Modellstudien sowie 
der damit verbundenen wissenschaftli-
chen Begleitung kann heute keine Ant-
wort auf die Frage gegeben werden, 
warum die tatsächliche Nutzung von 
Elektrofahrzeugen deutlich hinter den 
angestrebten Zielen zurückbleibt. 

Für die Oberste Baubehörde – wie 
für das gesamte Bayerische Staats-
ministerium des Innern, für Bau und 
Verkehr – ist die zukunftsorientierte 
Entwicklung der Elektromobilität eine 
zentrale Aufgabenstellung. Nicht nur in 
ihrer Funktion als Verkehrsministerium, 
sondern auch als Vorbild in der kommu-
nalen Gemeinschaft gilt es, die poten-
tiellen Entwicklungsmöglichkeiten zu 
unterstützen und machbare Lösungen 
zeitnah voranzubringen. Hier gilt es, mit 
eigenem Handeln sowohl im Bereich 
der Nutzung von Elektrofahrzeugen 
wie bei der Bereitstellung der Ladein-
frastruktur die notwendigen Impulse 
zu geben und umzusetzen. In diesem 
Sinne hat die Oberste Baubehörde 
selbst Elektrofahrzeuge beschafft, La-
destationen eingerichtet, Vorgaben für 
die Fahrzeugbeschaffung und Ladesta-
tionen im Ressortumfeld erlassen und 
Dritte bei entsprechenden Entwick-
lungen unterstützt.

Aufbau der Ladeinfrastruktur
Für die anstehende Markthochlauf-
phase wie für den Erfolg der Elek-
tromobilität insgesamt ist neben der 
Verfügbarkeit von Fahrzeugen der Auf-
bau einer adäquaten Ladeinfrastruk-
tur von zentraler Bedeutung. Im Zu-
sammenhang mit der Bereitstellung 
der Ladeinfrastruktur stellen sich je-
doch verschiedene rechtliche und ab-
rechnungstechnische Fragestellungen 
abhängig vom ladeberechtigten Nut-
zerkreis (z. B. geldwerter Vorteil im 
Steuerrecht, energierechtliche Be-
handlung von Behörden als Ener-
gieversorger, Beauftragungen von 
Dienstleistern mit Abrechnungen, Ab-
rechnung von geladenem Strom), die 
noch geklärt werden müssen. 

Darüber hinaus müssen die Abrech-
nungssysteme vereinheitlicht werden, 
um hier eine übergreifende, kunden-
freundliche und jedermann zugängliche 
Ladeinfrastruktur mit zuverlässiger Ver-
fügbarkeit anbieten zu können. 

Um die Langstreckentauglichkeit 
zu ermöglichen, ist ein dichtes Netz 
an Schnellladestationen entlang aller 
Bundesautobahnen erforderlich. Es 

ist von daher Ziel, bis 2017 alle 68 be-
wirtschafteten Tank- und Rastanlagen 
entlang der Autobahnen in Bayern mit 
Schnellladesäulen auszustatten. Hier 
können dann Fahrzeuge nach ca. 30 
Minuten mit nahezu vollen Akkus wei-
terfahren. Die Kosten einer solchen 
Schnellladestation sind aktuell mit ca. 
40.000.- € anzusetzen.

Die Oberste Baubehörde hat un-
abhängig davon für Elektrofahrzeuge 
an Behördenstandorten „Technische 
Empfehlungen für den Bau von Elek-
trotankstellen bei staatlichen Neubau- 
und Sanierungsmaßnahmen“ erarbei-
tet. Hierin sind auch Empfehlungen 
zu Anzahl und Lademodus der Lade-
punkte enthalten. 

Auf dieser Grundlage errichtet das 
Bayerische Staatsministerium des In-
nern, für Bau und Verkehr an allen 13 
Standorten mit einer Bezirksregierung 
oder einem Polizeipräsidium E-Tank-
stellen, an denen die Elektrofahrzeuge 
innerhalb einer Stunde aufgeladen 
werden können. Damit kann eine flä-
chendeckende Grundversorgung für 
elektrische Dienstfahrzeuge aufgebaut 
werden, mit der sich auch die Fahr-
zeuge von anderen Dienststellen, die 
an diesem Standort angesiedelt sind 
bzw. dort hinfahren, versorgen lassen. 
Obwohl bei Bestandsbauten aufgrund 
heterogener technischer Vorausset-
zungen ein höherer technischer und 
finanzieller Aufwand als im Rahmen 
einer Neubau- bzw. Sanierungsmaß-
nahme anfällt, ist auch für diese eine 
Nachrüstung von Ladestationen vorge-
sehen. 

Öffentliche Nutzung  
behördlicher Ladeinfrastruktur
Mit dem Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur im privaten und öffentlichen Be-
reich kann die räumliche Abdeckung 
mit Ladepunkten gewährleistet wer-
den, eine Nutzung ist dadurch allei-
ne aber nicht gesichert. Hier stehen 
für Private in der Regel fehlende bzw. 
anbieterabhängige Abrechnungssys-
teme und die beschränkte Zugäng-
lichkeit zu den Ladestationen selbst 
entgegen. 

Damit der Freistaat Bayern auch im 
Hinblick auf den Aufbau von Ladeinfra-
struktur seiner Vorbildfunktion gerecht 
werden kann, müssen zeitnah und zu-
mindest für den Zeitraum des Markt-
hochlaufs auch die Möglichkeiten der 
öffentlichen Nutzung der behördlichen 
Ladeinfrastruktur ausgeweitet wer-
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den. Der Bayerische Staatsminister 
des Innern, für Bau und Verkehr hat 
die hierzu notwendigen Vorgaben be-
reits frühzeitig in die politische Diskus-
sion eingeführt. Entsprechend diesen 
Ansätzen soll auf eine Verrechnung 
der Bereitstellungs- und Verbrauchs-
kosten verzichtet werden, sofern die 
jeweiligen Ladeinfrastrukturen keine 
vereinheitlichten, öffentlichen Abrech-
nungssysteme nutzen. 

Elektrofahrzeuge in Behörden  
des Freistaats Bayern
In gleicher Weise wie die Stärkung der 
Ladeinfrastruktur ist auch die eigene 
Beschaffung von Elektrofahrzeugen 
im Bereich der Obersten Baubehörde 

ein wesentliches Signal zur Stärkung 
der Elektromobilität. Aktuell stellen die 
höheren Anschaffungs- bzw. Leasing-
kosten von Elektrofahrzeugen sowie 
die teilweise notwendige Installation 
von Ladestationen für die staatlichen 
Behörden ein vermeintliches Hinder-
nis einer Beschaffung dar. 

Zweifel an einer sinnvollen Ein-
setzbarkeit der Elektrofahrzeuge auf-
grund der beschränkten Reichweite 
konnten zwar durch Praxistests an 
verschiedenen Ministerien und Behör-
den sowie durch wissenschaftliche 
Untersuchungen widerlegt werden, die 
derzeitigen Regelungen (Beschaffungs-
höchstgrenze, Substitutionspflicht von 
Fuhrparkfahrzeugen, Kostenneutralität 
und Einzelfallgenehmigung) erschwe-

ren jedoch die Anschaffung von inno-
vativen und umweltfreundlichen Fahr-
zeugen. Wenn von Privatpersonen 
die Anschaffung teurer Hybrid- und 
Elektrofahrzeuge erwartet wird, muss 
jedoch auch der Staat bereit sein, in 
der Einführungsphase höhere Anschaf-
fungskosten in Kauf zu nehmen. Die-
ses Vorgehen ist auch ein Signal der 
Politik an die Hersteller, dass der Aus-
bau der Elektromobilität ernst gemeint 
ist. Zudem kann dadurch die CO2-Bi-
lanz der staatlichen Fahrzeugflotte ver-
bessert werden. 

Elektrofahrzeuge an der OBB
Vor diesem Hintergrund haben am 
21.04.2015 Verkehrsminister Joachim 

Herrmann und Staatsekretär Gerhard 
Eck im Beisein von Ministerialdirek-
tor Helmut Schütz zwei Elektrofahr-
zeuge für die Oberste Baubehörde 
übernommen.

Der BMW i3 ist ein Elektrofahrzeug 
mit ca. 145 km Reichweite. Durch Zu-
schaltung eines Ottomotors mit ca. 
10 l Benzin (Range Extender) kann der 
Elektromotor gespeist und eine Reich-
weitenverlängerung um bis zu 300 km 
erreicht werden. Der BMW i3 besitzt 
einen Elektromotor mit 170 PS. Der 
CO2-Ausstoß wird von BMW bei elek-
trischem Betrieb mit 0 g/km angege-
ben, bei Betrieb des Range Extender 
beträgt er 13 g/km.

Der Audi A3 Sportback e-tron ist ein 
Hybrid-Fahrzeug, das bei reinem Elek-

troantrieb lediglich eine Reichweite 
von 50 km hat. Er besitzt jedoch zusätz-
lich einen 150 PS starken Benzinmotor 
und kann damit bis zu 940 km zurück-
legen. Die Systemleistung beträgt 204 
PS, im kombinierten Betrieb werden 
ca. 35 g/km CO2  ausgestoßen.

In der Tiefgarage der OBB wur-
de eine Doppeltankstelle mit einer 
Schnelllade- (Ladedauer ca. 1 Std., Ko-
sten ca. 20.000 €) und einer Standard-
lademöglichkeit (Ladedauer ca. 8 Std., 
Kosten ca. 2.000 €) errichtet.

Ausblick
Ziel im Gesamthandeln der Obersten 
Baubehörde ist es, Elektromobilität 
nicht als isoliertes technisches System 
zu sehen, sondern als System, das 
hinsichtlich der Ausgestaltung mit den 
Vorstellungen und Anforderungen von 
Nutzerinnen und Nutzern eng verbun-
den ist. Dabei gehen solche Vorstel-
lungen und Anforderungen – wie bei 
konventioneller Fahrzeugnutzung auch 
– vielfach über das rein Funktionale hi-
naus und betreffen in gleicher Weise 
auch Emotionen sowie wirtschaftliche, 
soziale und politische Aspekte.

Grundsätzliche Probleme bestehen 
heute im Bereich der Elektromobilität 
eigentlich nicht mehr, auch wenn es 
hinsichtlich einer ausreichenden La-
deinfrastruktur sowie der Wirtschaft-
lichkeit und Reichweite der Elektro-
fahrzeuge noch Nachteile gegenüber 
den Gegebenheiten bei konventio-
nellen Fahrzeugen gibt. 

Die Oberste Baubehörde wird mit 
den verfügbaren Finanzmitteln auch 
in Zukunft den Ausbau einer öffent-
lich zugänglichen und ausreichend 
verfügbaren Ladeinfrastruktur weiter 
voranbringen und darüber hinaus auch 
entsprechende Fahrzeuge für die ver-
schiedensten Aufgabenstellungen be-
schaffen und nutzen.

 

Autoren
 
Dipl.-Ing. Roland Degelmann
Ministerialrat
Oberste Baubehörde 
roland.degelmann@stmi.bayern.de

Dipl.-Ing.(Univ.) Andreas Dormeier
Baudirektor
Oberste Baubehörde 
andreas.dormeier@stmi.bayern.de

Verkehrsminister Joachim Herrmann, Ministerialdirektor Helmut Schütz und Staatsekretär Gerhard Eck (v.l.n.r.)
nehmen am 21.04.2015 die beiden Elektofahrzeugen für die Oberste Baubehörde in Empfang © StMI
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Kunstwerke  
in Kreisverkehren 
Denkmäler oder  
Verkehrsgefährdung?

Siegfried Scheuer

Der Geschäftsführer des bayerischen 
Landesvereins für Heimatpflege Mar-
tin Wölzmüller beschrieb 2006 in 
der Bayerischen Staatszeitung die 
Kreisverkehrsmode im Artikel „Der 
Kreisverkehr als postmodernes Kin-
derkarussel“ so: „Der gartenzwerg-
bestückte Vorgarten als Inbegriff klein-
bürgerlicher Selbstdarstellung verliert 
an Boden, der ehemals weit verbrei-
tete Jodlerbalkon aus dem Baumarkt 
auch. Dafür zeigt sich in der Ortsge-
staltung eine neue Mode. Der Kreis-
verkehr am Rand von Ortschaften 
wird oft sehr eigenwillig gestaltet“.

Kreisverkehre mit und ohne Ver-
zierung, in den 90er Jahren vom Bun-
desbürger im Urlaub in den südlichen 
Ländern entdeckt, wurden bei uns in-
zwischen nicht nur hoffähig, sondern 
scheinen sich mittlerweile auch zur 
nur noch einzig akzeptierten Knoten-
punktslösung entwickelt zu haben. 
Damit könnte möglicherweise ein 
neudeutscher Zeitgeist zum Ausdruck 
kommen, nämlich ständig in Bewe-
gung  zu sein scheinen, ohne tatsäch-
lich vorankommen zu müssen. 

Als besonderes Beiwerk darf da 
freilich auch das obligatorische Denk-
mal nicht fehlen, das manchmal als 
Weltkugel, globales Denken einer 
Kommune  symbolisierend, manchmal 
als Prellbock, wohl als steinzeitliche 
Keule gegen notorische Schnellfahrer 
gedacht,  oder wie in Rödental, Land-
kreis Coburg, als identitätsstiftende 
gartenzwergähnliche Hummelfigur in 
Erscheinung tritt (siehe Foto). 

„Do schaut‘s her, dös san mia!“ 
scheint  gemäß einem Bericht der ört-
lichen Presse die 9000-Seelen-Gemein-
de Kösching mit einem 11 m hohen 
überdimensionalen Tor aus 22 Tonnen 
Stahl in einem Kreisverkehr markig 
zum Ausdruck bringen zu wollen (siehe 
Foto). Kritiker, die laut Zeitungsbericht 
die Skulptur als prähistorisches Abbild 
von Stonehenge bezeichneten, waren 
offensichtlich eher in der Minderzahl. 

Manchmal könnte man tatsächlich 
den Eindruck bekommen, Kreisver-

kehre müssen nur deshalb gebaut wer-
den, damit ein Denkmal seinen Platz 
finden kann. Es versteht sich daher 
von selbst, dass eine so bedeutende 
Persönlichkeit wie der Panikrocker 
Udo Lindenberg nunmehr ebenfalls 
ein Denkmal in einem Kreisverkehr 
seines Heimatortes Gronau bekommt.

Gero Morlock vom Regierungs-
präsidium Stuttgart schrieb zu dieser 
ungesunden Entwicklung in der Fach-
zeitschrift Straßenverkehrstechnik Nr. 
12/2011: „In zunehmenden Maße 
entstand dabei eine geradezu unhei-
lige Konkurrenz um die markantesten 

Kunstwerke, ganz nach dem Motto: 
größer, auffälliger, spektakulärer“ und  
„in Rede standen sogar dynamische 
Kunstwerke, oder Licht- und Wasser-
spiele auf der Mittelinsel.“ Dem ist 
nichts hinzuzufügen, wie ein Blick auf 
Kreisverkehrsdarstellungen im Inter-
net beweist. 

Die Folge waren Tote und lebens-
gefährlich verletzte Personen in den 
Mittelinseln von Kreisverkehren in 
Baden-Württemberg und sicher auch 
andernorts. So fuhren in Hartheim,  
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald, 
fünf junge Männer trotz guter Erkenn-
barkeit des Kreisverkehrs gegen ei-
nen  schräg gestellten Hochbord und  
wurden dann an das in der Kreisinsel 
befindliche Stahlrohr mit aufliegender 
Flugzeugskulptur  katapultiert. Die Fol-
ge waren zwei Tote und drei lebens-

gefährlich Verletzte. Die schweren Un-
fälle in Baden Württemberg führten zu 
einer positiven Kurskorrektur im dor-
tigen Verkehrsministerium und zur Be-
seitigung allzu gefährlicher Denkmäler. 

Auch der Bayerische Oberste 
Rechnungshof hat das Thema 2013 
aufgegriffen. Er hat dabei 21 Kreis-
verkehre, die im Zusammenhang mit 
Zuwendungsmaßnahmen an kom-
munalen Straßen und an Staatsstra-
ßen errichtet wurden, auch auf seine 
Sicherheit hin überprüft. Bei jedem 
dritten Kreisverkehr stellte der Rech-
nungshof trotz deren innerörtlichen 
Lage Sicherheitsgefährdungen infol-
ge starrer Einbauten fest. Eine Doku-
mentation über eine im bayerischen 
Einführungsschreiben zum Merkblatt 
für die Anlage von Kreisverkehren ge-
forderte sorgfältige Abwägung der Si-
cherheitsbelange konnten bei keinem 
Kreisverkehr vorgefunden werden. 
Unfallkommissionen wurden nirgends 
eingebunden. Es mag der Phantasie 
überlassen bleiben, wie Staatsanwälte 
im Fall tödlich Verunglückter hierauf 
reagieren würden. 

Die Rechtslage jedenfalls ist ein-
deutig. Die Verkehrssicherungspflicht 
auf öffentlichen Straßen obliegt dem 
Träger der Straßenbaulast, welcher so-
mit auch die Verantwortung für deren 
Einhaltung trägt. Die Straßenbaulast-
träger haben dafür einzustehen, dass 
ihre Bauten allen Anforderungen der 
Sicherheit und Ordnung genügen. Die 
Verkehrssicherungspflicht auf Straßen 
bezieht sich darauf, dass alle Verkehrs-
teilnehmer, die diese zweckgebunden 
nutzen, vor Gefahren geschützt wer-
den müssen, welche aus dem Zustand 
der Straßen herrühren. 

Die Einhaltung dieser Sicherheits-
standards haben die Straßenbaulast-
träger in eigener Verantwortung zu 
gewährleisten. Dabei hat derjenige 
die Verkehrssicherungsplicht, der eine 
Gefahrenquelle schafft oder unterhält 
oder eine Sache beherrscht, welche 
für Dritte gefährlich werden könnte, 
oder wer gefährliche Sachen dem all-
gemeinen Verkehr aussetzt oder sie 
in den Verkehr bringt. Wird gegen die 
Verkehrssicherungspflicht verstoßen, 
so können Schadensersatzansprüche 
gegen die verkehrssicherungspflich-
tige Person geltend gemacht wer-
den. Bei öffentlichen Straßen stellt 
die Verletzung der Aufgaben aus der 
Verkehrssicherungspflicht eine Amts-
pflichtverletzung dar, so dass Scha-

Kreisverkehr bei Rödental im Landkreis Cobrug
© Staatl. Bauamt Bamberg
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densersatzansprüche gegen die je-
weilige Körperschaft – also z. B. eine 
Gemeinde – zu richten sind, die für die 
Verkehrssicherung zuständig ist.

An Straßen des übergeordneten 
Verkehrs waren, möglicherweise auch 
aufgrund der bisher starken, aber von 
kommunaler Seite zunehmend immer 
heftiger kritisierten Zurückhaltung der 
Bayerischen Straßenbauverwaltung 
bei der Genehmigung von derartigen 
starren Einbauten in außerörtlichen 
Kreisverkehren, bisher eher wenige 
schwere Unfälle zu verzeichnen. Hier-
zulande sind feste Einbauten, so auch 
Denkmäler, nur innerorts und in Orts-

randlagen, auf denen max. 50 km/h ge-
fahren werden darf, nach sorgfältiger 
Abwägung der Verkehrssicherheitsbe-
lange  zugelassen. Letzteres bedeutet, 
dass dazu während der Planungspha-
se ein umfassendes Sicherheitsaudit 
durchgeführt oder bei bestehendem 
Kreisverkehr die Unfallkommission 
eingeschaltet werden muss. Das Er-
gebnis der Abwägung ist zu dokumen-
tieren. 

Wie zudem landauf, landab häufige 
Unfallspuren an Kreisverkehren bewei-
sen, ereignen sich dort regelmäßig Un-
fälle, sind aber meistens nicht schwer 
und gelangen daher kaum in die poli-
zeiliche Aufnahme.  Die Dunkelziffer 
muss daher als hoch eingeschätzt 
werden. Würden außerörtliche Kreis-
verkehre auch noch Denkmäler enthal-
ten,  wären häufige Unfälle mit schwe-
ren Folgen wohl an der Tagesordnung. 
Als Beispiel dafür kann die Zertrüm-
merung des denkmalgeschützten 

Obelisken (Mautpyramide) in der B 13 
bei Oberickelsheim an der Grenze zwi-
schen Mittel- und Unterfranken durch 
einen Lkw im Dezember 2010 gelten. 
Vom Bundesministerium für Verkehr 
veröffentlichte und von den Ländern 
eingeführte technische Regelwerke 
sind für Bundesfern- und Landes- 
bzw. Staatsstraßen sowie sonstige 
Straßen in staatlicher Verwaltung auf-
grund der Verwaltungshierarchie ver-
bindlich. Die in Bayern im Jahr 2013 
eingeführte „Richtlinie für die Anlage 
von Landstraßen  (RAL 2012)“ führt 
bezüglich der Gestaltung aus: „Die 
Kreisinsel ist so zu gestalten, dass 

sie im Regelbetrieb nicht überfahren 
werden kann. Auf ihr dürfen keine 
Hindernisse angeordnet werden, die 
bei einem Aufprall durch ein Kraftfahr-
zeug zu schwerwiegenden Unfallfol-
gen führen können.“ 

Das in Bayern im Jahr 2012 ein-
geführte „Merkblatt für die Anlage 
von Kreisverkehren 2006“ fordert aus 
Gründen der Verkehrssicherheit: „Auf 
der Kreisinsel dürfen aus Gründen 
der Verkehrssicherheit keine starren 
Hindernisse angebracht werden“ und 
weiter „dies gilt insbesondere für 
Bäume, Mauern, steile, hohe Einfas-
sungen oder Aufschüttungen, Licht-
maste oder Kunstobjekte“.  

Dabei ist zu beachten, dass sämt-
liche Objekte der Gefährdungsstufe 3 
gemäß den als Stand der Technik gel-
tenden „Richtlinien für passive Schutz-
einrichtungen (RPS 2009)“, als feste 
bzw. starre Hindernisse gelten. Dies 
sind insbesondere Hindernisse mit be-

sonderer Gefährdung von Fahrzeugin-
sassen wie z. B. nicht verformbare 
punktuelle Einzelhindernisse (Pylone, 
Säulen, Masten, Bäume etc.).

Gero Morlock berichtet aus Eng-
land: „Im Mutterland des Kreisver-
kehrs, in England, sind Kunstwerke in 
Kreisverkehren dagegen kein Thema. 
Dort wird der „Roundabout“ als Ver-
kehrsanlage begriffen und nicht als 
künstlerische Ausgestaltungsfläche“. 
Er zitiert aus dem britischen Design 
Manual. Dort heißt es unmissver-
ständlich: „Um die Konsequenzen von 
Unfällen zu minimieren ist es nicht er-
laubt, feste Hindernisse wie Statuen, 
Bäume oder Steine auf der Mittelin-
sel von Kreisverkehren mit Anfahrts-
geschwindigkeit oder irgendwo auf 
Schnellstraßen, bei denen ein hohes 
Kollisionsrisiko besteht, zu platzie-
ren“. England wird insbesondere 
von deutschen Verkehrssicherheits-
experten häufig als Beispiel für ver-
hältnismäßig niedrige Unfallzahlen auf 
Landstraßen gelobt. Es schadet daher 
nichts, das Prinzip „Learning-from-the-
best“ auch hier anzuwenden.

Abschließend ist festzustellen, 
dass Kreisverkehre sichere Knoten-
punkte darstellen, wenn sie richtig 
gestaltet, ohne starre Hindernisse auf 
der Mittelinsel gebaut und den Kraft-
fahrer nicht durch Werbung oder ande-
re Einrichtungen ablenken. Alle festen 
Hindernisse wie Steinblöcke, bauliche 
Anlagen jeder Art, aber auch Bäume 
und Kunstwerke können zu Unfäl-
len mit schweren Verletzungen füh-
ren. Letztere sind besonders kritisch, 
wenn ihre Form oder ihre Robustheit 
bei einem Aufprall von Fahrzeugen 
schwere Verletzungen der Fahrzeugin-
sassen geradezu unvermeidlich ma-
chen. Kreisverkehre, deren einziger 
Zweck darin liegt, Raum für Hinweise 
und Aufmerksamkeit erheischende 
Einbauten zu schaffen, verlieren ih-
ren Sicherheitsvorteil. Bayern tut gut 
daran, die bisherige Linie weiter zu 
verfolgen. Es stellt sich nämlich nicht 
die Frage, ob an Denkmälern in Kreis-
verkehren der nächste schwere Unfall 
passiert, sondern lediglich wann.

Autor
Dipl.-Ing. Siegfried Scheuer
Ministerialrat
Oberste Baubehörde 
siegfried.scheuer@stmi.bayern.de

Kreisverkehr bei Kösching im Landkreis Eichstätt © Staatl. Bauamt Ingolstadt
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Hitzeschäden  
auf Betonfahrbahnen

Stefan Leitner

Das Phänomen von Hitzeschäden auf 
Betonfahrbahnen ist seit Jahrzehnten 
national und international bekannt. In 
der Vergangenheit hatte dieses einen 
starken singulären Charakter, wes-
halb die Auswirkungen auf die Ver-
kehrssicherheit bisher gering waren. 
Aufgrund vermehrt aufgetretener Hit-
zeschäden an Betonfahrbahnen in Bay-
ern im Jahr 2013 wurde unverzüglich 
ein Expertenteam (TU München, Vil-
la-ret Ing.-GmbH, BASt) beauftragt, 
welches umfangreiche Analysen zu 
den Schadensereignissen durchge-
führt hat. 

Hitzeschäden an Betonfahrbahnde-
cken entstehen bei lokaler Überschrei-
tung der maximal aufnehmbaren Span-
nung im Deckensystem, die primär auf 
einen Temperaturanstieg im Bauteil in 
Folge intensiver Sonneneinstrahlung 
und ggf. auch auf andere Einflüsse zu-
rückzuführen ist. In Südbayern waren 
z. B. vor dem Auftreten der Hitzeschä-
den im Juni 2013 lang anhaltende Nie-
derschläge mit großen Überschwem-
mungsereignissen und kurz darauf 
sehr hohe Temperaturen zu verzeich-
nen. Grundvoraussetzung für das Ent-
stehen eines Hitzeschadens ist eine 
ausreichende Behinderung der Längs-
ausdehnung im Deckensystem. 

Der Versagensmechanismus von 
Hitzeschäden ist komplex, da i. d. R. 
eine Kombination ungünstiger Zu-
stände und Randbedingungen zum 
Versagen führt. Aus heutiger Sicht 
spielen neben dem Klima und der kon-
struktiven Ausbildung herstellungs-, 
erhaltungs- und alterungsbedingte 
Imperfektionen bzw. Schwachstellen 
im Betonfahrbahndeckensystem eine 
Rolle, welche oftmals nicht an der 
Fahrbahnoberfläche erkennbar sind. 

Im Oberflächenbild stellen sich 
Hitzeschäden als Riss, Abplatzung, 
vertikale Plattenauslenkung, Über-
einanderschieben von Platten bzw. 
Plattenteilen oder – in seltenen Fäl-
len – als Ausknicken von Platten bzw. 
Plattenteilen, dem sog. „blow-up“, 
dar. Die Schadensbilder können dabei 
sowohl einzeln als auch in Kombinati-
on auftreten.

Die in Bayern betroffenen Betonfahr-
bahnen weisen in der Regel ein hohes 
Alter (rund 30 Jahre) auf und wurden 
im Vergleich zum heutigen Standard 
mit geringeren Deckendicken ent-
sprechend dem damals gültigen Re-
gelwerk hergestellt.

In Anbetracht der vermehrt auf-
getretenen Hitzeschäden in 2013 
wurde durch das Expertenteam ein 
umfangreiches mehrstufiges Unter-
suchungsprogramm durchgeführt. In 

diesem Rahmen wurden u. a. über 
1000 Bohrkerne an ausgewählten 
Streckenabschnitten in Südbayern 
entnommen und weiterführenden la-

bortechnischen Prüfungen zugeführt. 
Die Ergebnisse wurden in ein – spezi-
ell für diese Anwendung entwickeltes 
– Simulationstool eingespeist, um ins-
besondere das Längsausdehnungs-

verhalten der Plattenkette gezielt zu 
untersuchen. Parallel hierzu wurde 
in Pilotmaßnahmen eruiert, welche 
Möglichkeiten zur Schaffung von Ent-
spannungsbereichen bestehen und 
wie diese aus bautechnischer Sicht zu 
werten sind. 

Bauliche Maßnahmen
Auf der BAB A 3 zwischen Strau-
bing und Deggendorf wurden circa 
alle 400 m Entspannungsbereiche in 

Asphaltbauweise angelegt. Zudem 
wurden auf der BAB A 92 an aus-
gewählten Stellen Entspannungs-
bereiche geschaffen. Hier wurden 

verschiedene Variationen wie Ent-
spannungsbereiche in Asphaltbau-
weise in unterschiedlichen Breiten 
oder Entspannungsbereiche mittels 
Anordnung von verdübelten Raumfu-

Hohe Temperaturen können zur Abplatzung der Fahrbahnoberfläche führen. © Autobahndirektion Südbayern

Entspannungsbereich in Asphaltbauweise
© Autobahndirektion Südbayern

Installiertes Temperaturmesssystem an der A 92 
© Technische Universität München
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Dieses soll dann als messtech-
nisch abgesicherte Entscheidungshil-
fe zur Anordnung von Maßnahmen, 
z. B. temporäre Geschwindigkeitsbe-
grenzungen oder Warnmeldungen im 
Kontext mit Hitzeschäden an Beton-
fahrbahndecken, verwendet werden. 
Ein entsprechendes Forschungspro-
jekt wurde durch die BASt ausge-
schrieben.

Fazit
Das Risiko für das Auftreten von Hit-
zeschäden an Betonfahrbahnen kann 
auf Grund der vorher genannten Ur-
sachen nie komplett ausgeschlossen 
werden. In Bayern wurden jedoch in 
den letzten Jahren eine Vielzahl von 
Maßnahmen durchgeführt, die das Ri-
siko für das Auftreten weiterer Hitze-
schäden signifikant verringern. 

Autor
Dipl.-Ing. Stefan Leitner	
Baudirektor
Oberste Baubehörde 
stefan.leitner@stmi.bayern.de

gen getestet. Die Entspannungsbe-
reiche mit verdübelten Raumfugen 
haben sich jedoch bautechnisch und 
wirtschaftlich als ungeeignet erwie-
sen, um großflächig angewendet zu 
werden. 

Allgemein erfolgte eine visuelle 
Begutachtung der Fahrbahnoberfläche 
(BAB: A 3, A 92, A 93) hinsichtlich re-
levanter Auffälligkeiten sowie eine In-

standsetzung von schadhaften Stellen 
gemäß aktuellem Regelwerk für die 
Bauliche Erhaltung (ZTV BEB-StB).

Dokumentation und  
Instandsetzung von Hitzeschäden
Die aufgetretenen Hitzeschäden wer-
den in Bayern seit Jahren mit dem 
Formblatt zur Erfassung von Hitze-
schäden erfasst und ausgewertet. 
Dieses Formblatt wurde in Zusam-
menarbeit mit einem vom BMVI in-
stallierten „Expertengremium Hitze-
schäden“ weiter entwickelt. 

Zudem wurde von diesem Exper-
tengremium ein „Leitfaden zum Um-
gang mit Hitzeschäden an Betonfahr-
bahndecken“ erstellt, der über den 
aktuellen Stand der Thematik infor-
miert. 

Steigerung der Prognosefähigkeit
Bei auftretenden extremen Tempe-
raturereignissen werden bei ent-
sprechender Gefahreneinschätzung 
Vorkehrungen zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit eingeleitet. Neben 
der verstärkten Streckenkontrol-
le durch die zuständigen Autobahn-
meistereien bedeutet dies für einige 
Streckenabschnitte auch die Einrich-

tung entsprechender temporärer Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen, d. h. 
ein wesentlicher Eingriff in den Ver-
kehrsablauf findet statt. 

Die Entscheidungsfindung zur An-
ordnung o. g. Maßnahmen basiert 
derzeit auf Erfahrungswerten und 
der an exponierten Standorten mess-
technisch ermittelten Lufttemperatur 
und deren Prognose. Da diese Vorge-
hensweise nicht die tatsächlich auf-
tretenden Temperaturverhältnisse im 
betrachteten Streckenabschnitt bzw. 
in der Betondecke abbildet, können die 
realen Spannungszustände im Decken-
system nur grob abgeschätzt werden.

 Aus diesem Grund soll in einem 
stufenweisen Vorgehen ein Werkzeug 
in Form eines speziellen Software-
Tools entwickelt werden.

Entspannungsbereiche werden dort geschaffen, wo die Fahrbahn durch Hitzeschäden besonders gefährdet ist.
An der A92 wurde ein Entspannungsbereich durch die Anordnung von verdübelten Raumfugen geschaffen. 
© Autobahndirektion Südbayern
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Stationsoffensive  
Bayern
Züge zu den Menschen bringen: 
Freistaat und DB vereinbaren  
„Stationsoffensive Bayern“

Florian Liese

Um die aktuellen Entwicklungen besser 
verständlich zu machen, empfiehlt sich 
zunächst ein Blick in die Historie: Nach 
dem Zweiten Weltkrieg durchlebte die 
damalige Deutsche Bundesbahn ei-
nen jahrzehntelangen Schrumpfungs-
prozess. In Bayern wurden zwischen 
1945 und 1995 nicht nur rund 150 
Strecken, sondern auch etwa 1.100 
Bahnhöfe und Haltepunkte stillgelegt, 
davon allein 265 an Strecken, die heu-
te noch im Schienenpersonennahver-
kehr (SPNV) bedient werden. 

Nachdem der Freistaat Bayern im 
Zuge der Bahnreform die Zuständig-
keit für den SPNV übernommen hat-
te, fand eine Trendumkehr statt. Seit 
1996 wurden in Bayern wieder 60 
neue Bahnstationen eröffnet. Einige 
davon, wie Farchant in Oberbayern 
oder Reichenberg bei Würzburg, stel-
len Reaktivierungen dar, teilweise in 
ortsnäherer Lage. 

An vielen Stellen wurden aber auch 
neue Aufkommensschwerpunkte er-
schlossen. So haben die Hochschulen 
von Aschaffenburg und Rosenheim 
eigene Stationen erhalten, genauso 
wie der Gewerbepark in Graben bei 
Augsburg, der durch das Logistikzen-
trum der Firma Amazon überregional 
bekannt ist. 

An den 60 neuen Haltepunkten 
steigen jeden Tag mehrere zehntau-
send Reisende ein und aus. Ein großer 
Teil von ihnen würde die Bahn ohne 
diese neuen Haltepunkte vermutlich 
nicht nutzen. 

Zuständig für die Bahninfrastruk-
tur ist in Deutschland der Bund. Die 
Grundfinanzierung der neuen Stati-
onen erfolgte daher bislang haupt-
sächlich über Bundesprogramme, 
insbesondere aus Mitteln für den In-
frastrukturausbau an SPNV-Strecken, 
welche der Bund gemäß Anlage 8.7 
der Leistungs- und Finanzierungsver-
einbarung zwischen Bund und Deut-
scher Bahn AG (DB) zur Verfügung 
stellt. Der Freistaat Bayern entschei-
det gemeinsam mit der DB über die 

Verwendung dieser Mittel und leiste-
te in einigen Fällen einen zusätzlichen 
Wirtschaftlichkeitsausgleich.

Der aus diesen Mitteln für Stations-
ausbauten zur Verfügung stehende 
Anteil ist jedoch begrenzt und soll zu-
dem künftig verstärkt für den barriere-
freien Ausbau eingesetzt werden, um 
das Ziel „Bayern barrierefrei 2023“ zu 

unterstützen. Gleichzeitig möchte der 
Freistaat Bayern die erfolgreiche Ver-
dichtung des Stationsnetzes fortset-
zen und nach Möglichkeit beschleu-
nigen.

Um dieses Ziel zu erreichen, haben 
Staatsminister Joachim Herrmann 
und Dr. André Zeug, der Vorstands-
vorsitzende der im Bahnkonzern 
für die Stationen zuständigen DB 
Station&Service AG, am 2. März 2015 
den Rahmenvertrag über die Umset-
zung der „Stationsoffensive Bayern“ 
unterzeichnet.

Das Programm „Stationsoffen-
sive“ wurde von der DB für das ge-
samte Bundesgebiet konzipiert und 
sieht vor, den Bau von Haltepunkten 
künftig dort zu konzentrieren, wo mit-

Oben: Graben (Lechfeld) Gewerbepark an der Strecke Augsburg - Landsberg ist eine der 60 bereits gebauten 
neuen Bahnstationen. Unten: Hier soll der neue Haltepunkt „Donauhafen Straubing–Sand“ entstehen.
© Beide Fotos: Florian Liese



bau intern Juli/August 2015   11



12   bau intern Juli/August 2015

telfristig höhere Einnahmen als Kosten 
für das System Schiene zu erwarten 
sind. Dies ist auch für die Länder von 
Interesse: Wenn die Einnahmen der 
beauftragten Bahnunternehmen durch 
zusätzliche Fahrgeldeinnahmen stei-
gen, sinkt spätestens bei der nächsten 
Ausschreibung der Verkehrsleistungen 
der Zuschussbedarf für den SPNV auf 
der entsprechenden Strecke.

Bayern ist das erste Bundesland, 
mit dem die DB eine solche Stations-
offensive vertraglich vereinbart hat. 
Dazu waren intensive Vorarbeiten 
nötig. Fast zwei Jahre lang haben die 
Bahnexperten der OBB und der Bay-
erischen Eisenbahngesellschaft ge-
meinsam mit der DB intensiv geprüft, 
an welchen Stellen in Bayern neue 
Haltepunkte möglich und sinnvoll sind. 
Am Anfang stand die Definition eines 
Kriterienkataloges. 

Neben dem bereits genannten 
Kriterium der Kostendeckung wurde 
vereinbart, nur Haltepunkte aufzuneh-
men, die
–	 mindestens stündlich bedient wer-

den können,
–	 sich in bestehende Fahrplankon-

zepte integrieren lassen,
–	 nicht im Widerspruch zu bereits 

geplanten Fahrplanveränderungen 
stehen,

–	 ohne gesamthafte Streckenaus-
bauten (z. B. Bau eines zweiten 
Gleises) umsetzbar sind,

–	 vollständig barrierefrei errichtet 
werden können,

–	 mindestens 100 Ein- und Ausstei-
ger pro Werktag erwarten lassen 
und

–	 bei einer volkswirtschaftlichen Be-
wertung positiv abschneiden.

Im Ergebnis wurden 20 mögliche 
Standorte identifiziert, die sich auf 
ganz Bayern verteilen. Ein gewisser 
Schwerpunkt liegt in Schwaben, da 
dort in den 1980er-Jahren besonders 
viele Stationen geschlossen wurden. 
So sollen allein im Vorortverkehr von 
Lindau fünf neue Haltepunkte entste-
hen. Auch in den dicht besiedelten 
Stadtgebieten von Aschaffenburg, 
Würzburg, Hof und Weiden sind zu-
sätzliche Haltepunkte vorgesehen.

Am ebenfalls geplanten Haltepunkt 
Donauhafen Straubing-Sand lässt sich 
die Herangehensweise der Stations-
offensive exemplarisch verdeutlichen: 
Bei der systematischen Betrachtung 
des Schienennetzes wurde deutlich, 

dass in diesem Bereich durch einen 
neuen Haltepunkt zusätzliches Fahr-
gastpotenzial erschlossen werden 
könnte. Im Donauhafen Straubing-
Sand und dem dazugehörigen Indus-
triegebiet haben sich inzwischen rund 
80 Unternehmen mit mehr als 2.500 
Beschäftigten angesiedelt. Die Bahn-
strecke von Straubing nach Bogen 
führt in nur 250 Meter Entfernung 
am Industriegebiet vorbei, verfügt in 
diesem Bereich aber nicht über einen 
Haltepunkt. 

Die fahrplantechnische Prüfung er-
gab, dass die im Stundentakt verkeh-
renden Züge von Bogen über Strau-
bing nach Neufahrn problemlos eine 
zusätzliche Station bedienen könnten. 
Lediglich die Ankunfts- und Abfahrts-
zeiten in Bogen würden sich geringfü-
gig verschieben. Pro Werktag wären 
zwischen 300 und 600 Ein- und Aus-
steiger zu erwarten. 

Da an der eingleisigen Strecke nur 
eine 120 m lange Bahnsteigkante be-
nötigt wird und sich die Geländever-
hältnisse einfach darstellen, sind die 
zu erwartenden Investitionen von rund 
400.000 € vergleichsweise überschau-
bar und der Halt damit äußerst wirt-
schaftlich.

Von den örtlichen Projektpart-
nern wurde das Vorhaben einhellig 
begrüßt. Bei einem Vor-Ort-Termin 
Anfang Mai 2015 wurde die genaue 
Lage des Bahnsteiges festgelegt und 
die Bereitschaft bekundet, die nötigen 
Anpassungen im Bahnhofsumfeld zu 
tätigen. Erforderlich sind hier insbe-
sondere der Bau einer Fußwegverbin-
dung vom Haltepunkt zum Industrie-
gebiet, die Anpassung des Busnetzes 
und der Bau von Fahrradabstellmög-
lichkeiten. Der Zweckverband mit In-
dustriegebiet Donauhafen Straubing-
Sand (ZVI) wird zu diesen Fragen 
kurzfristig eine Machbarkeitsstudie in 
Auftrag geben. 

Unter Berücksichtigung der Er-
gebnisse soll dann die Verkehrliche 
Aufgabenstellung (VAST) erstellt wer-
den. Dabei handelt es sich um eine 
verbindliche Projektbeschreibung, die 
von sämtlichen Projektpartnern unter-
zeichnet wird und als Grundlage für 
die Planung dient. Diese könnte dann 
nach Abschluss der Planungsverein-
barung im Jahr 2016 beginnen. Nach 
Durchführung eines Planfeststellungs-
verfahrens und der nötigen Bauaus-
führung wäre eine Inbetriebnahme im 
Jahr 2019 möglich.

Auch die anderen 19 Stationen sol-
len nun stufenweise bis 2023 gebaut 
werden. 7.000 bis 8.000 Ein- und Aus-
steiger werden insgesamt pro Werktag 
erwartet. Das geschätzte Investitions-
volumen für alle 20 Standorte zusam-
men liegt bei etwa 42 Mio. €. Die DB 
Station&Service AG und der Freistaat 
Bayern übernehmen jeweils 50 % der 
Baukosten. Der Einsatz von Landes-
mitteln ist hier zukunftsweisend, da 
die neuen Haltepunkte - wie oben er-
läutert - mittelfristig Einsparungen bei 
den Bestellentgelten erwarten lassen, 
die über die jetzt getätigten Erstinve-
stitionen hinausgehen.

Auch die Risiken teilen sich Frei-
staat Bayern und DB. So übernimmt 
die DB das Baukostenrisiko und trägt 
etwaige Baukostensteigerungen in 
vollem Umfang. Der Freistaat Bayern 
übernimmt das Erlösrisiko. Wenn die 
Fahrgastzuwächse und die daraus re-
sultierenden Mehreinnahmen bei den 
Bahnunternehmen nicht im erhofften 
Umfang eintreten, können auch die 
Zuschüsse nicht wie geplant reduziert 
werden.

Die Städte und Gemeinden müs-
sen sich am Bau der eigentlichen 
Bahnstationen nicht beteiligen. Der 
Freistaat Bayern erwartet aber, wie 
am Beispiel Donauhafen Straubing-
Sand dargestellt, dass die Gemeinden 
für zeitgemäße Verknüpfungsanlagen 
wie Parkplätze und Fahrradabstellmög-
lichkeiten sorgen. Zudem müssen die 
Landkreise und kreisfreien Städte den 
Busverkehr anpassen. Hierzu laufen 
derzeit Gespräche mit allen Projekt-
partnern. 

Die bereits begonnenen Planungen 
für neue Haltepunkte mit anderer Fi-
nanzierung laufen wie vorgesehen 
weiter. So soll bereits im Dezember 
2015 der neue S-Bahnhof Erlangen – 
Paul-Gossen-Straße in Betrieb gehen, 
2016 folgt dann der neue Haltepunkt 
Traunstein-Klinikum. Insgesamt wer-
den bis 2023 somit deutlich über 30 
neue Bahnstationen in Bayern entste-
hen.

Autor
Dipl.-Ing. Florian Liese
Oberregierungsrat
Oberste Baubehörde 
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Stadtquartiere im Test
Älter werden in München

Stephan Lintner
Johanna Löhlein

München gilt als „junge Stadt“, gleich-
wohl gehört der prognostizierte An-
stieg der Zahl der Hochbetagten im 
Alter ab 75 Jahren um etwa ein Drittel 
bis zum Jahr 2030 zu den markantes-
ten demografischen Veränderungen 
der nächsten Jahre. Gründe hierfür 
sind die steigende Lebenserwartung 

und die relativ stark besetzten Jahr-
gänge der 50er und 60er Jahre. Die 
zukünftige Generation der Älteren 
wird sich von der heutigen deutlich in 
Bezug auf Lebensstile sowie soziale 
und kulturelle Bedarfe unterscheiden. 
Dies schafft neue Herausforderungen 
für die Entwicklung der Stadt. 

Das Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung der Stadt München hat 
2012 unter Beteiligung des Sozialre-
ferates eine Studie zum Thema „Älter 
werden in München“ in Auftrag gege-

ben. Das Projekt wurde von einer fach-
übergreifenden städtischen Arbeits-
gruppe mit Vertretern verschiedener 
Referate sowie Seniorenbeirat und 
Behindertenbeirat begleitet. Schwer-
punkt der Untersuchung war die junge 
bzw. zukünftige Seniorengeneration 
ab 55 Jahren, um ein Bild künftigen Al-
terns zu erhalten. Auftragnehmer wa-
ren das Institut für Stadtplanung und 
Sozialforschung Weeber + Partner aus 
Stuttgart und das Kompetenzzentrum 
für Generationen der Fachhochschule 
St. Gallen. Die Studie wurde von der 
Obersten Baubehörde mit Zuschüs-
sen des Landes für städtebauliche Pla-
nungen und Forschungen gefördert.

Untersuchungsgebiete und  
methodisches Vorgehen 
Es wurden elf Stadtquartiere aus-
gewählt, die fünf unterschiedlichen 
Quartierstypen zugeordnet werden 
können. Den Quartieren liegen ver-
schiedene städtebauliche Leitbilder 
zugrunde: 
–	 „Gründerzeit“ (in Teilen von 
     Sendling und Schwabing)
–	 „Gebiete der 1920er bis 1950er 

Jahre“ (in Teilen von Ramersdorf 
und Laim/Kleinhadern)

–	 „Großwohnsiedlungen“ (in Teilen 
der Lerchenau und Neuperlachs)

–	 „Einzel- und Reihenhausgebiete“  
(in Teilen Obermenzings und im 
Wohngebiet westlich des Ost-
parks)

–	 „Neubauquartiere“ (Messestadt 
Riem, Ackermannbogen und Zen-
tralen Bahnflächen)

Die Untersuchungsgebiete können ex-
emplarisch für andere Teile der Stadt 
mit vergleichbarer Charakteristik ste-
hen. 

Im Mittelpunkt der Studie stand 
eine standardisierte schriftliche Be-
fragung von Personen im Alter von 55 

bis 75 Jahren. Im Herbst 2013 wurden 
knapp 10.000 Haushalte in den Unter-
suchungsgebieten angeschrieben. Der 
Rücklauf war mit 28% erfreulich hoch. 
Zudem fanden Interviews mit Experten, 
Stadtteilbegehungen/-spaziergänge, öf-
fentliche Quartiersforen und Zielgrup-
penforen (Alleinlebende, Migranten, 
Menschen mit gleichgeschlechtlichen 
Lebensweisen, Menschen mit demen-
zieller Erkrankung, Menschen mit Be-
hinderung) statt, um den Blickwinkel 
und die Ortskenntnis der Betroffenen 

„Älter werden in München“ – Untersuchungsgebiete © Landeshauptstadt München
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aufzunehmen. Zusätzlich wurden For-
schungsergebnisse und statistische 
Daten aus Deutschland und anderen 
europäischen Ländern hinzugezogen. 

Ergebnisse
Die Auswertung zeigt, dass das The-
ma Älterwerden alle kommunalen 
Handlungsfelder betrifft und dass die 
Handlungsbedarfe in den verschie-
denen Gebieten sehr unterschiedlich 
sind. Wichtige Ergebnisse werden 
hier kurz dargestellt.

Wohnen
Deutlich wurde die wachsende Be-
deutung der Vielfalt von Wohn-

formen. Die Befragten wünschen 
sich mehrheitlich selbstgestaltete 
Wohnformen für ganz verschiedene 
Lebenskonstellationen - etwa meh-
rere einander unterstützende Haus-
halte mit demenzerkrankten Ange-
hörigen, Alleinlebende mit Wunsch 
nach einer aktiven Nachbarschaft, 
das inklusive Wohnen von und mit 
Menschen mit Behinderungen oder 
Gruppen mit gleichgeschlechtlichen 
Lebensweisen. 

Für ein Drittel der Befragten wäre 
eine kleinere Wohnung grundsätzlich 
vorstellbar, wenn die Bedingungen 
stimmen. Bedarf besteht vor allem an 
erschwinglichen, gut geschnittenen 
und geräumig wirkenden Wohnungen, 
die altersgerecht sind. Ebenfalls ein 
wichtiges Thema ist die Wohnungsan-
passung im Bestand.

Finanzielle Situation  
der Haushalte
Die Studie zeigt einen beachtlichen 
Anteil an Älteren mit einem nied-
rigen Einkommen bis hin zur Alters-
armut. Die Belastung durch Wohnko-
sten ist in München durchschnittlich 
sehr hoch, ungleich verteilt und für 
viele Ältere weit bedeutender als 
z. B. Barrierefreiheit; teilweise trifft 
beides zusammen. 

Finanziell schlechter Gestellte sind 
häufig weniger zufrieden mit der Woh-
nung, würden gern aus ihrem Viertel 
wegziehen und sind gleichzeitig oft 
wegen fehlender Alternativen zum 
Bleiben gezwungen. Insbesondere 

für diese Gruppe gehört die Siche-
rung bezahlbaren und altersgerechten 
Wohnens zu den Handlungsbedarfen 
mit höchster Priorität. 

Es hat sich gezeigt, dass eine 
schwächere finanzielle Lage zudem 
oft einhergeht mit verletzlicheren 
sozialen Netzwerken, schlechterer 
Gesundheit, weniger optimistischer 
Grundeinstellung und negativen Al-
tersbildern. In diesem Themenfeld 
zeigen sich besonders beachtliche 
Unterschiede zwischen den Quar-
tierstypen, mit den ungünstigsten 
Befunden in den „Siedlungen der 
1920er bis 1950er Jahre“.

Nahversorgung
Einkaufsmöglichkeiten und Dienst-
leistungen sind notwendig für eine 
eigenständige Alltagsorganisation, 

bieten Möglichkeiten für soziale Kon-
takte und sind wichtiger Bestandteil 
des Stadtteillebens. Im Ruhestand 
werden sie für viele zu einem we-
sentlichen Teil des Alltags. 

Die Einschätzung der Versor-
gungssituation unterscheidet sich 
sehr zwischen den Quartieren. Wo 
die gewünschte vielfältige und klein-
teilige Versorgung noch vorhanden 
ist, wird befürchtet, dass sie nicht 
längerfristig gesichert ist. 

Öffentlicher Raum und  
Grünflächen
Während die Stadtplätze, Parks und 
Grünflächen von den meisten Be-

fragten geschätzt werden, werden 
Sitz- und Aufenthaltsmöglichkeiten, 
kleine Quartiersplätze oder „Pantoffel-
grün“ um die Ecke oft vermisst. Dies 
gilt besonders in den Gründerzeitvier-
teln, aber auch in den 20er- bis 50er 
Jahre-Gebieten und den Großwohn-
siedlungen, wo das viele Grün häufig 
wenig nutzbar ist. 

Mobilität
Mit dem Älterwerden ändert sich das 
Mobilitätsverhalten. Die Befragten 
gehen davon aus, dass sie zukünftig 
mehr zu Fuß und mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln unterwegs sein werden. 
Schwierigkeiten wie Hindernisse auf 
Wegen und Barrieren durch Verkehrs-
achsen fallen mit zunehmendem Alter 
stärker ins Gewicht. 

Nutzung der Verkehrsmittel mindestens wöchentlich, Unterteilung nach Quartierstypen. © Weeber+Partner
Blaue Felder: Die Nutzung liegt deutlich über dem Durchschnitt, gelbe Felder: Nutzung liegt deutlich unter dem Durchschnitt. 
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–	 20er bis 50er Jahre-Gebiete –
hoher und umfassender Hand-
lungsbedarf, intensive inte-
grierte Quartiersentwicklung, z. B.  
Einbindung in „Soziale Stadt“;

–	 Großwohnsiedlungen – mittlerer 
Handlungsbedarf, Zusammen-
leben und Integration, Barriere-
freiheit und Alltagstauglichkeit, 

	 erschwingliches altersgerechtes 
Wohnen in Eigentum und Miete;

–	 Gründerzeitviertel – spezifischer 
und dringender Handlungsbe-
darf, Erhalt der Qualitäten auch für 

	 Ältere trotz hohem Entwicklungs-

druck, Anpassung auch für das 
hohe Alter (u. a. Barrierefreiheit);

–	 Einzel- und Reihenhaugebiete –  
spezifischer Handlungsbedarf,  
zufriedene Eigentümer mit  
guten Ressourcen, Häuser und 
Viertel jedoch nur bedingt für  
Alter geeignet, hoher Verände-
rungsdruck durch Neubebauung, 
eher konzeptionelle als finanzi-
elle Unterstützung erforderlich;

–	 Neubausiedlungen – spezifischer 
Handlungsbedarf, Einstel len  
der jungen Quartiere auf das  
Altern, Chancen für neue Wohn-
formen und Quartiersprojekte, 
Nutzungsoffenheit und Nutzungs-
änderungen, aus Erfahrungen für 
weitere Neubausiedlungen lernen.

Soziale Kontakte und 
bürgerschaftliches Engagement
Die Funktionsfähigkeit von Quar-
tier und Wohnumfeld auch für Ältere 
steht im engen Zusammenhang mit 
den sozialen Netzwerken vor Ort. 
Bei einem Viertel bis einem Drittel 
der Befragten sind die sozialen Netz-
werke eher verletzlich, insbesondere 
unter den Alleinlebenden und denen 
ohne nah lebende Kinder. Insgesamt 
ist das Bedürfnis nach guten Nachbar-
schaften groß. 

Die Ergebnisse zeigen, dass sich 
die Befragten ähnlich häufig wie 

Menschen anderswo bürgerschaft-
lich engagieren. Dies bedeutet aber 
zugleich, dass sich zwei Drittel nicht 
engagieren. Die Neugewinnung Frei-
williger im Alter und die nachbar-
schaftsorientierte Quartiersarbeit in 
ganz München, nicht begrenzt auf 
Gebiete mit sozialen Problemstel-
lungen und Neubauvorhaben, sind da-
her bedeutsam.

Handlungsbedarfe  
in den Quartierstypen
Das Diagramm (siehe Abbildung) 
zeigt die Qualitäten der Quartiere.

Die unterschiedlichen Handlungs-
bedarfe in den Quartieren bzw. Quar-
tierstypen lassen sich wie folgt zusam-
menfassen:

Ausblick  
Die Erkenntnisse sollen in die verschie-
denen städtischen Fachplanungen 
einfließen. Die projektbegleitende Ar-
beitsgruppe wird weitergeführt, für 
das erste Halbjahr 2016 ist eine Be-
schlussvorlage zur Bewertung der 
Studienergebnisse und Gestaltung ei-
ner kommunalen, quartiersbezogenen 
und integrierten Seniorenpolitik vor-
gesehen. 

Autoren
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Qualitäten der untersuchten Quartiere für das Älterwerden © Weeber+Partner. Zur besseren Vergleichbarkeit wurden alle Skalen 
wurden so umgewandelt, dass 100% die beste Bewertung und 0% die schlechteste Bewertung darstellt. Gründerzeitliche Quartiere 
werden beispielsweise in den Bereichen Versorgung, soziale Infrastruktur, Zusammenleben und Bindung zum Viertel deutlich besser 
bewertet als die anderen Quartierstypen. 
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Aufbruch in die Zukunft 
Eine Entwicklungsstrategie für  
kleine Gemeinden am Beispiel  
von Langenfeld

 
Reinhard Streng		
Matthias Rühl			 
Eberhard Pickel

 
Situation
Die selbständige Gemeinde Langen-
feld mit ihren knapp 1000 Einwoh-
nern befindet sich 10 Kilometer von 
der Kreisstadt entfernt im schwach 
strukturierten ländlichen Raum West-
mittelfrankens, der von den Auswir-
kungen des demographischen Wan-
dels bereits betroffen ist und Gefahr 
läuft, Entleerungsraum zu werden.

Der Strukturwandel in der Land-
wirtschaft entzieht allen landwirt-
schaftlichen Nutzgebäuden im Altort 
die Funktion, nach und nach brechen 
privatwirtschaftlich betriebene Ein-
richtungen der Daseinsvorsorge weg. 
Bahnhof, Dorfwirtshaus, Bäckerei mit 
Lebensmitteln und Bankfiliale wurden 
bereits geschlossen und die Arztpraxis 
ist gefährdet. In diesem Umfeld ver-
sucht die Gemeinde durch Schaffung 
sogenannter weicher Faktoren, den 
Auswirkungen aktiv entgegenzuwirken.

Grundlage – ein Städtebauprojekt
Die Gemeinde Langenfeld hat mit 
dem vom Bundesfamilienministerium 
ausgewählten Mehrgenerationenhaus 
(MGH) „Dorflinde Langenfeld“(seit 
09/2008) eine gemeinwesenorien-
tierte Dienstleistungsplattform für 
bürgerschaftliches Engagement ge-
schaffen, die bundesweit Anerken-
nung gefunden hat (Besuch von Bun-
desministern und Bundeskanzlerin 
Merkel) und ohne die Städtebauförde-
rung so nicht hätte errichtet werden 
können. Der Betrieb dieser Einrich-
tung ist fast vollständig ehrenamtlich 
organisiert.

Für die Realisierung dieser Einrich-
tung konnte die Gemeinde in zentraler 
Lage im Ortskern eine verwaiste Alt-
hofstelle erwerben. Das nicht mehr 
sanierungsfähige Wohnhaus wurde 
abgerissen, die Scheune untypischer-
weise aber erhalten und in einen Ver-
sammlungsraum umgewandelt. Daran 
wurde ein Anbau für die Infrastruktur 
(Sanitärräume, Treppenhaus, Heizung, 

Büroräume) errichtet und mit einem 
modernen, neu errichteten Tagescafé 
verbunden.

Weiterentwicklung – mit Hilfe der 
Städtebauförderung realisiert
Im unmittelbaren Umfeld der Dorflin-
de wurden eine leer stehende Althof-
stelle abgebrochen und mit Hilfe eines 
Bauträgers durch ein neues Wohnge-

bäude mit vier barrierefreien kleineren 
Wohneinheiten für ältere Menschen 
und junge Erwachsene bzw. junge Fa-
milien ersetzt, die als Eigentumswoh-
nungen veräußert wurden.

Im Erdgeschoss betreibt ein pro-
fessionelles Pflegeunternehmen eine 
vollwertige Tagespflegeeinrichtung 
(seit 06/2014). Die dafür konzipierten 
Räume befinden sich im Eigentum der 
Gemeinde Langenfeld. Zwischen Dorf-
linde und Tagespflege wurde eine Rei-
he von Scheunen erworben und abge-
brochen. Eine kleine Garagenanlage 
mit Satteldach ersetzte den Nutzungs-

bedarf für einen betroffenen Anlieger 
und beließ ausreichend Raum, um 
einen Innenhof zu gestalten, der für 
verschiedenste Nutzungen zur Verfü-
gung steht. Wohnungsnutzer und Ta-
gespflege finden durch die Anbindung 
an die benachbarte Dorflinde Unter-
stützung. Die Bedeutung der Dorflinde 
wird durch diese funktionale Verknüp-
fung weiter gestärkt.

Innovation und  
Entwicklungsstrategie –  
Unterstützung weiterer Projekte 
durch die Städtebauförderung

1. Ausbau der  
    Pflegedienstleistungen
Die ambulante Pflegekompetenz 
durch die Tagespflege soll in unmit-
telbarer Nachbarschaft zu Dorflinde 
und Tagespflege durch ein Gebäude 
für ambulant betreute Wohngemein-
schaften (ab WG) vertieft und erwei-
tert werden. Diese stationäre Pflege-
kompetenz sichert den Verbleib der 

Gemeinde Langenfeld © Gemeinde Langenfeld
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Bürger am Ort, bewahrt durch die 
Nähe zu den vertrauten Menschen 
deren Erreichbarkeit und verhindert 
somit Isolation.

Durch das avisierte Projekt wird eine 
Gewerbebrache beseitigt und der Orts-
kern durch den Neubau um eine wei-
tere Infrastruktureinrichtung ergänzt, 
die den Folgen des demographischen 
Wandels aktiv entgegenwirkt.

Der Förderbedarf durch die Städteb-
auförderung entsteht für die Bereit-
stellung eines bebaubaren Grund-
stücks. Dieser umfasst Kosten von 
ca. 85.000 €, die sich aus der Bauland-
freimachung (ca. 25.000 €) und einer 
Restwertentschädigung (ca. 60.000 €) 
zusammensetzen.

2. Sicherung der  
    Gesundheitsversorgung
Die Errichtung von Praxisräumen als 
Teil eines umfangreichen dörflichen 
Dienstleistungszentrums dient der Si-
cherung des örtlichen Arztsitzes, der 

zudem durch physiotherapeutische 
Angebote ergänzt werden soll.

3. Wiederherstellung und  
    Sicherung der Nahversorgung
Mittels eines kommunalen Dienst-
leistungszentrums sollen Lebens-
mittelmarkt, Getränkemarkt, Bä-
ckerei, Metzgerei, Verzehrbereich, 
Bankdienstleistungen, Postdienstlei-

stungen, Wäscherei-Annahme und 
mögliche weitere Angebote unter 
einem Dach zusammengefasst wer-
den. Dabei sind Teilbereiche wieder 
neu zu etablieren, andere zu sichern.

Der Neubau an Stelle einer ehe-
maligen Zimmerei soll an die geplante 
Arztpraxis anschließen, um zusam-
men mit dem Gesundheitsangebot ein 
umfangreiches dörfliches Dienstlei-
stungszentrum zu bilden.

4. Zusammenfassung
In allen Schritten durch die Städteb-
auförderung maßgeblich gefördert, 

konnte ein ganzheitlicher Ansatz ent-
wickelt werden, der seit 2007 konse-
quent Schritt für Schritt realisiert wird.

Dabei werden
–	 soziale Angebote für alle Alters-

gruppen neu geschaffen,
–	 eine leistungsfähige Infrastruktur 

gesichert, wieder hergestellt und 
sogar erweitert,

–	 Leerstände vermieden oder durch 
Baumaßnahmen ertüchtigt,

–	 Gewerbebrachen ersetzt,
–	 einer gezielten interkommunalen 

Zusammenarbeit mit der Nachbar-
gemeinde Sugenheim eine große 
Bedeutung bei den derzeit lau-
fenden Planungen beigemessen.
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Oben: Leer stehende Althofstelle 2006 – vor der Errichtung des  Mehrgenerationenhauses „Dorflinde Langefeld“
Oben rechts: Das Mehrgenerationenhaus „Dorflinde Langenfeld“ nach der Inbetriebnahme 2008
Unten: Das Mehrgenerationen-Wohnprojekt mit Tagespflege © Alle Fotos: Gemeinde Langenfeld
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Städtebauförderung 
Thüngersheim 
Sanierung der ehemaligen  
Kirchgaden, Umgestaltung in 
„WeinKulturGaden“

 
Manfred Grüner

Die Gemeinde Thüngersheim im 
Landkreis Würzburg ist bekannt als 
unterfränkischer Winzerort am Main. 
Die erste urkundliche Erwähnung er-
folgte im Jahr 1098. Im Jahr 1154 wur-
den in Thüngersheim nachweislich die 
ersten Rebstöcke angepflanzt - heute 
ist Thüngersheim mit ca. 220 ha Reb-
fläche die zweitgrößte Winzergemein-
de in Unterfranken. 

Im Bewusstsein dieser Tradition 
und dem Streben nach einer nachhal-
tigen Aufwertung ihres historischen 
Altortsbereiches, erarbeitete die Ge-
meinde bereits im Jahr 2000 „Vorbe-
reitende Untersuchungen“ nach dem 
Baugesetzbuch unter dem Motto “Der 
Vergangenheit eine Zukunft”. Neben 
städtebaulich-gestalterischen, sozialen 
und sozioökonomischen Themen wur-
den hier bewusst Themen der „Öko-
logie“, im Sinne der Nutzung regene-
rativer Energien, Energieeffizienz und 
CO2-Einsparung in den Fokus gerückt 
und im Jahr 2003 so vom Gemeinderat 
als Grundlage für die Aufnahme in die 
Städtebauförderung beschlossen.

Aufgrund des dargestellten An-
satzes für eine „städtebauliche Aufwer-
tung mit besonderem wirtschaftlichen 
und ökologischen Entwicklungsbe-
darf“ gelang es, die Gemeinde Thün-
gersheim im Jahr 2007 in die ent-
sprechende Städtebauförderkulisse 
des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE), der Förderperi-
ode 2007 – 2013, aufzunehmen. Als 
Fördermaßnahmen konnten so der 1. 
Bauabschnitt der „Freiraumgestaltung 
mit Ausbau eines Nahwärmenetzes“ 
innerhalb des nördlichen Abschnitts 
der Unteren Hauptstraße mit Gassen 
im Jahr 2010 bzw. die Neugestaltung 
des Kirchenvorplatzes und des Kirch-
hofes im Jahr 2011 abgeschlossen 
werden.

Der Aufbau eines Nahwärmenetzes 
und die gestalterische Aufwertung des 
öffentlichen Raums sollten auch als Im-
puls zum Erhalt und zur Revitalisierung 
wertvoller Bausubstanz im historischen 

Altortensemble dienen. Auch hier war 
die Gemeinde gefordert, da seit vielen 
Jahren die ehemaligen Kirchgaden leer 
standen, die vom Verfall bedroht wa-
ren und sich überwiegend in gemeind-
lichem Besitz befanden.

Ausgangssituation Kirchgaden
Die Gaden (histor. Gadum: Raum, Ge-
mach, Scheune) gehören zu den älte-
sten Gebäuden Thüngersheims und 
wurden in einer Würzburger Urkunde 
1443 erstmals erwähnt. Hier in Thün-
gersheim handelt es sich bei den 
sechs Gaden um Reste einer ehema-

ligen Eigenbefestigung der Kirche St. 
Michael. Nach Aufgabe der Wehranla-
ge dienten sie zur Vorratshaltung für 
die Bürger. 

Jede Gade verfügte über einen Ge-
wölbekeller und pro Geschoss einen 
Raum in der Größe von maximal 20 qm. 
Zum Teil waren die Dächer bis in die 
zweite Ebene genutzt. In Zeiten, als die 
Gaden noch als Wehranlage genutzt 
waren, wurden diese über Kellerab-
gänge vom Kirchhof aus erschlossen. 
Erst im Laufe der folgenden Jahrhun-

derte wurden Tore von der Kirchgasse 
in die Wehrmauern gebrochen und die 
Kirchgaden damit von der Straßensei-
te aus erschlossen. Da die einzelnen 
Gaden üblicherweise nicht verbunden 
waren und in unterschiedlichen bau-
lichen Phasen entstanden, sind auch 
die Höhenniveaus extrem unterschied-
lich. Teilweise befindet sich das Erdge-
schossniveau bis zu einen halben Me-
ter über dem Straßenniveau. 

Architektenworkshop
Um den Thüngersheimer Altort zu be-
leben und aufzuwerten, sollte das Po-

tential der denkmalgeschützten Ge-
bäude genutzt und die Gaden mit 
kulturellen Veranstaltungen einer brei-
ten Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden – aber wie? 

Ein Architektenworkshop im Sep-
tember 2008 im Rahmen des EFRE-
Programms schaffte den notwendigen 
Durchbruch. Der Konzeptvorschlag des 
Münchner Architekturbüros Plan-Z Ar-
chitekten, Häfner-Höck-Lehner, über-
zeugte das Auswahlgremium und den 
Gemeinderat gleichermaßen. Deshalb 

Links oben: Die Kirchgaden vor der Sanierung, Ansicht Kirchgasse 
Rechts oben: Die „WeinKulturGaden“ nach der Sanierung, Ansicht Kirchgasse 
Links unten: Die Kirchgaden vor der Sanierung, Ansicht Kirchhof
Rechts unten: Die „WeinKulturGaden“ nach der Sanierung, Ansicht Kirchhof
© Alle Fotos: Gemeinde Thüngersheim
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wurden die Plan-Z Architekten beauf-
tragt, das Konzept für die Sanierung 
und Umnutzung der Kirchgaden, unter 
Beteiligung der Bürger, weiterzuentwi-
ckeln und gemeinsam mit dem Büro 
Geller-Bornschlögl, Bamberg, bis hin 
zur Umsetzung zu begleiten.

Entwurfskonzept
Grundgedanke des Entwurfskon-
zeptes war von Beginn an, die Inte-

gration neuer Nutzungen in die his-
torischen Gebäude bei minimalen 
Eingriffen in die Bausubstanz zu er-
möglichen - unter konsequenter Ab-
grenzung von Neu und Alt. So blieb 
die denkmalgeschützte Bausubstanz 
weitestgehend erhalten bzw. wurde 
denkmalgerecht instandgesetzt und 
saniert. 

Die für die zukünftigen Nutzungen 
erforderlichen neuen Bauelemente 
grenzen sich dabei zur Bausubstanz 
klar ab. Als Kontrast zu den bestehen-

den Materialien Holz, Naturstein, Putz 
und Lehm wurde deshalb Metall und 
Glas eingesetzt, was sich nach außen 
beispielsweise in den neuen Metall-
Glas-Türanlagen zeigt. Auch im Innen-
raum ist Metall das vorherrschende 
Material: Neue Treppen, Böden und 
Einbauten wurden mit gewachstem 
Metall ausgeführt und durch die Aus-
bildung von Fugen von den bestehen-
den Bauteilen abgegrenzt. 

Energie-Gade 1
Im Gewölbekeller der Gade 1, der 
von der Kirchgasse aus zugänglich 
ist, wird auf Schautafeln das zu-
kunftsweisende Konzept der Altort-
sanierung mit Energieleitplanung, 
Nahwärmeversorgung, sowie inno-
vativer Straßenbeleuchtung erläutert. 
Auch die Gaden werden mit Nahwär-
me versorgt, deren Übergabestati-
on sich im Gewölbekeller befindet 
und dort ebenfalls besichtigt werden 
kann. 

Denkmal-Gade 2
Gade 2 ist eine der ältesten Kirchga-
den (Anfang 15. Jahrhundert) und wies 
noch einen großen Anteil ursprüng-
licher Konstruktion auf. Als “Besich-
tigungsgade” wird ausschließlich die 
Gade selbst und deren besondere 
Bauweise gezeigt. Zusätzlich geben 
Schautafeln den Besuchern Informati-
onen zu Geschichte und Bauweise der 
Gebäude. 

Kultur-Gade 3
Die beiden Gaden 3a und 3b stellen 
den größten Raumzusammenhang 
dar. Im Erdgeschoss entstand ein Fo-
yer als Eingangs- und Empfangsbe-
reich für die Gäste. 

Der eigentliche Veranstaltungsraum 
liegt im Obergeschoss und wird über 
eine neue Treppenanlage erschlos-
sen. Die Räumlichkeiten sind mit der 
“Wein-Gade” verbunden.

Funktionsschema „WeinKulturGaden“, Entwurf: Architekturbüro plan_z architekten, Häfner-Höck-Lehner, München in Kooperation mit Geller-Bornschlögl, 
Bauforschung-Sanierung-Denkmalpflege, Bamberg
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des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) beisteuern, wobei 
475.000 Euro von der EU und 95.000 
Euro vom Freistaat Bayern bereitge-
stellt wurden.

Auch nach Auslauf der EU-Förder-
periode 2007–2013 kann die Gemeinde 
Thüngersheim bei weiteren Schritten 
der Ortssanierung mit finanzieller Un-
terstützung rechnen, nachdem sie im 

Jahr 2011 in das Bund-Länder Städte-
bauförderungsprogramm BL „Städte-
baulicher Denkmalschutz“ aufgenom-
men werden konnte.
 

Autor
Manfred Grüner
Leitender Baudirektor
Regierung von Unterfranken 
manfred.gruener@reg-ufr.bayern.de

Wein-Gade 4
Gade 4 liegt flexibel nutzbar in der 
Mitte der Anlage und ist Bindeglied 
zwischen den Veranstaltungsräumen 
von Gade 3 und den Ausstellungs- 
und Seminarräumen der Gaden 5 
und 6. 

Im Gewölbekeller präsentieren 
sich die örtlichen und regionalen Win-
zer – dabei wird der Gewölbekeller 

der Gade 3 mit einbezogen. Im Erd-
geschoss erhält der Besucher mittels 
einer interaktiven 3D-Simulation Infor-
mationen über den Weinort und seine 
Umgebung. 

Zudem darf die Möglichkeit zur 
Weindegustation nicht fehlen. Daher 
ist im Obergeschoss der Gade 4 eine 
Schankeinrichtung mit Getränkeküh-
lung, Weintemperierung und Spülbe-
reich integriert. 

Kunst-Gaden 5 und 6
In erster Linie dienen die Räume der 
Gaden 5 und 6 für Wechselausstel-
lungen. Lokale und regionale Künst-
ler und Kunsthandwerker erhalten da-
mit eine attraktive Plattform, um ihre 
Arbeiten zu präsentieren.

Aufgrund der massiven Schäden 
musste Gade 5 bis auf die Außen-
mauern abgebrochen und neu aufge-
baut werden. Dies ermöglichte, im 
Obergeschoss einen Seminarraum zu 
integrieren, der mit aktueller Technik 
ausgestattet ist und sich auch durch 
die Materialität im Innenraum deutlich 
abhebt.

Organisation und  
bürgerliches Engagement
Um das Projekt inhaltlich voranzutrei-
ben und auch in Zukunft mit Leben zu 
füllen, wurde noch während der Bau-
zeit ein Verein gegründet. Dieser setzt 
sich aus interessierten Bürgern auf 
ehrenamtlicher Basis und Vertretern 
der Gemeinde zusammen. Aufgabe 
des Vereins ist, das gesellschaftliche 

und kulturelle Leben in Thüngersheim 
zu koordinieren und zu organisieren. 
Die WeinKulturGaden bieten hierfür 
den örtlichen Mittelpunkt, mit dem 
Ziel, über Veranstaltungen die nach-
haltige Nutzung der Räumlichkeiten 
zu sichern und in der Region und da-
rüber hinaus, bekanntzumachen.

Fazit
Mit der Einweihung der „WeinKultur-
Gaden“ am „Tag der Städtebauförde-
rung“ am 9. Mai 2015 konnte nicht nur 
der nachhaltige Erhalt eines Baudenk-
mals und der Abschluss eines wich-
tigen Bausteins der Altortsanierung 
von Thüngersheim gefeiert werden. 
Gemeinsam mit dem über einen Bür-
gerverein getragenen Veranstaltungs- 
und Ausstellungsprogramm nimmt 
dieses Projekt eine Leuchtturmfunkti-
on ein, das architektonisch und kultu-
rell Maßstäbe setzt.

Bei Gesamtkosten der Sanierung 
von ca. 1,8 Millionen Euro konnte die 
Städtebauförderung als größter Zu-
wendungsgeber Finanzhilfen in Höhe 
von 570.000 Euro aus Fördermitteln 

Foyer in Gade 3 mit Aufgang zum Veranstaltungsraum im OG
© Gemeinde Thüngersheim

Gewölbekeller mit Präsentation örtlicher Winzer 
© Gemeinde Thüngersheim
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IQ Ingolstadt
Wohnen für Familien im  
Modellvorhaben „IQ Innerstäd-
tische  Wohnquartiere“ des  
Experimentellen Wohnungsbaus

 
Karin Sandeck
Doris Schmid-Hammer

 
Vor dem Hintergrund der demogra-
fischen Entwicklung gewinnen Maß-
nahmen zur Schaffung von bezahl-
barem und passendem Wohnraum 
für Familien mit Kindern immer mehr 
an Bedeutung. Doch gerade für ein-
kommensschwächere Familien ist es 
schwierig, in der Stadt eine bezahl-
bare und familiengerechte Wohnung  
zu finden. 

Im Rahmen des Modellvorhabens 
„IQ Innerstädtische Wohnquartiere“ 
sollten beispielhaft innovative Lö-
sungen und Konzepte zu einem fami-
lien- und kinderfreundlichen Wohnen 
umgesetzt werden. Inzwischen wur-
den an den insgesamt elf Projektstand-
orten zehn Projekte entweder fertig 
gestellt oder befinden sich kurz vor 
der Fertigstellung. Das Modellprojekt 
in Ingolstadt wurde im Oktober 2014 
von den ersten Bewohnern bezogen.

Lage
Auf dem Grundstück in unmittelbarer 
Nähe zur Altstadt von Ingolstadt be-
fand sich eine der ältesten Wohnan-
lagen der Wohnungsbaugesellschaft 
GWG Ingolstadt aus den 30er Jahren, 
die nach einer Analyse der Bausub-
stanz aus wirtschaftlichen Gründen 
abgerissen wurde. Um den Lärm der 
verkehrsintensiven Straße im Norden 
und Westen abzuschirmen, errichtete 
die GWG zunächst eine Lärmschutz-
bebauung, die sogenannte Schwin-
ge, mit nach Süden orientierten Woh-
nungen sowie einigen Gewerbe- und 
Gemeinschaftsräumen im Erdge-
schoss. 

Für den Innenbereich, der sich im 
Süden zu den Donauauen mit Fußwe-
gen, Spielplätzen und Sportmöglich-
keiten öffnet, wurde im Rahmen des 
Modellvorhabens IQ ein Architekten-
wettbewerb ausgelobt.

Wettbewerb
Als Wettbewerbsverfahren wählte die 
Wohnungsbaugesellschaft einen Rea-

lisierungswettbewerb mit vorgeschal-
tetem Losverfahren und zusätzlichen 
Einladungen mit insgesamt 24 Teil-
nehmern. 

Mit ihrem Vorschlag, die Woh-
nungen in drei Punkthäusern auf Gar-
teninseln im grünen Wohnhof anzuord-
nen, konnte das Büro Lemme, Strohe, 
Ullrich aus Berlin zusammen mit der 

Landschaftsarchitektin Judith Brückner 
den 1. Preis erringen. Durch die offene 
Anordnung der Gebäude wird der Land-
schaftsraum der Donauniederungen 

bis hin zur straßenbegrenzenden Be-
bauung wirksam. Die einzelnen Inseln 
sind zum Gebäude hin angehoben, um 
private von halböffentlichen Bereichen 
abzugrenzen und den Freiraum stär-
ker zu zonieren. Durch die modellierte 
Topografie im Hofbereich entstehen 
Aufenthaltsbereiche, Platzsituationen, 
Sitzecken und Spielplätze.

Wohnungen
Von den insgesamt 37 öffentlich ge-
förderten Wohnungen sind alle barrie-
refrei, sieben sind für Rollstuhlfahrer 

Lageplan © Strohe Ullrich Architekten

Punkthaus mit umlaufendem Balkon. Punkthäuser sind mehrstöckige Wohnhäuser mit innerem Erschließungskern 
und außen liegenden Wohneinheiten. © Till Schuster
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wurde verputzt und erhielt durch ei-
nen handwerklichen Besenstrich auf 
dem durchgefärbten Oberputz eine 
lebendige vertikale Struktur. 

Das Dach ist als Kaltdachkonstruk-
tion mit einer extensiven Begrünung 

ausgeführt. Wie eine zweite Schicht 
legt sich eine feuerverzinkte Stahl-
konstruktion aus Quadratrohrprofi-
len als Geländer und transparenter 
Sichtschutz um das Gebäude. In die 
Öffnungen im Spalier sind Ablagen 
für Blumenkästen zur individuellen 

Begrünung durch die Bewohner ein-
gebaut.

Kinderspiel und Gemeinschaft
Zwischen den Gebäudeinseln einge-
streut werden nach Fertigstellung 
der Außenanlagen zwei Sandspiel-
plätze, Fallschutzbereiche mit Wip-

schaffen durch das transparente Spa-
lier eine Verbindung zur grünen Umge-
bung. Dem meist großen Bedarf von 
Familien an Abstellraum wird mit Ein-
bauschränken in der Wohnung und auf 
dem Balkon, großzügigen Kellerabtei-

len und Abstellräumen im Erdgeschoss 
für Kinderwägen und Rollstühle Rech-
nung getragen. 

Konstruktion
Die drei Gebäude mit einer gemein-
samen Tiefgarage sind in ihrer tra-

genden Struktur in Stahlbeton ausge-
führt. Die umlaufenden Balkone und 
die auskragende Attika aus Sichtbe-
ton lagern punktuell auf den Außen-
wänden und werden zusätzlich durch 
außenliegende Stahlstützen gestützt. 

Das auf den Außenwänden aufge-
brachte Wärmedämmverbundsystem 

geeignet. Alle Erschließungsflächen, 
Freibereiche und Tiefgaragenzugänge 
sind ebenfalls rollstuhlgerecht ausge-
führt. 

Zwei Drittel der Wohnungen wur-
den als große Wohnungen für Fami-

lien mit Kindern geplant. Die kompakte 
Bauweise als Vierspänner ergibt ein 
großzügiges Treppenhaus mit Ober-
licht. Jede Wohnung besetzt eine 
Gebäudeecke des Baukörpers und ist 
damit nach zwei Himmelsrichtungen 
orientiert. Über die Eingangsflure, die 

zusammen mit den Bädern eine Schicht 
um das Treppenhaus bilden, gelangt 
man in die offen angelegten Wohnräu-
me. Allen Zimmern vorgelagert ist ein 
umlaufender Balkon mit unterschied-
licher Tiefe. Große, bodentiefe Fenster 
machen den Balkon zu einer optischen 
Vergrößerung des Wohnraums und 

Treppenaufgang © Till Schuster

Wohnraum mit offener Küche. © Till Schuster

Treppenhaus, Blick nach oben © Till Schuster
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pe und Balancebalken sowie Sand-, 
Stein- und Grünflächen als Spielmög-
lichkeiten für kleinere Kinder angebo-
ten. Durch den Rückbau der südlich 
des Grundstücks gelegenen Gerhart-
Hauptmann-Straße zu einem Geh- 

und Radweg sind für die größeren 
Kinder die Spiel- und Sportanlagen 
in den angrenzenden Donauauen ge-
fahrlos erreichbar. Bei schlechtem 
Wetter besteht die Möglichkeit, in 
den großzügigen Treppenhäusern zu 
spielen. Als Ergebnis eines Schall-
schutzgutachtens für diese Räume 
wurden Holzwolle-Leichtbauplatten 
zur Schallminderung eingebaut. Ein 
Farbkonzept für Tiefgarage und Woh-

nungen soll das Auffinden der eige-
nen Wohnung für Kinder erleichtern. 
Für gemeinschaftliche Aktivitäten 
wird im Punkthaus Ost im Erdge-
schoss ein großer Gemeinschafts-
raum angeboten.

In Ingolstadt ist es gelungen, in ei-
ner attraktiven Lage, in der einerseits 
ein großes Angebot an öffentlichen 
Einrichtungen wie Kindertagesstät-
ten, Schulen, Bezirkssportanlage, Ein-
kaufscenter und ÖPNV-Anbindung be-
steht und andererseits die Landschaft 
der Donauauen direkt an die Wohn-
anlage angrenzt, bezahlbares und 
familiengerechtes Wohnen für viele 
Familien mit Kindern in der Stadt zu 

schaffen. Für das Projekt wurden aus 
Mitteln der Bayerischen Wohnraum-
förderung im Rahmen des Experimen-
tellen Wohnungsbaus insgesamt 3,8 
Millionen Euro bewilligt.

Autorinnen
 
Dipl.-Ing. Architektin
Karin Sandeck
Ministerialrätin 
Oberste Baubehörde
sachgebiet-IIC2@stmi.bayern

Dipl.-Ing. Architektin
Doris Schmid-Hammer
Baudirektorin
Oberste Baubehörde
sachgebiet-IIC2@stmi.bayern

Oben links: 2-Zimmer-Wohnung, unten links: 4-Zimmer-Wohnung, rechts: 3-Zimmer-Wohnung.
© Alle Zeichnungen: Therese Strohe Michael Ullrich Architekten
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Amt für Digitalisierung, 
Breitband und Vermes-
sung in Wolfratshausen
Neubau des Dienstgebäudes

Stefan Riedel

Das Amt für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung Wolfratshau-
sen ist im unmittelbaren räumlichen 
Zusammenhang mit den Gebäuden 
des Finanzamtes im Zentrum der 
Stadt Wolfratshausen untergebracht. 
Das 1970 errichtete ehemalige Amts-
gebäude wies erhebliche Mängel ins-
besondere hinsichtlich Anforderungen 
an den Brandschutz, an den Wärme-
schutz und an eine barrierefreie Er-
schließung auf. 

Aus einer Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung des Bauamtes ging ein 
Neubau gegenüber einer Gesamtins-
tandsetzung als die wirtschaftlichere 
Lösung hervor. Der Neubau wurde in 
Passivhausbauweise als dreigeschos-
siger Holzbau auf einem massiven Kel-
lergeschoss konzipiert. Es entstand ein 
energetisch optimiertes Gebäude mit 
hohem architektonischen Anspruch, 
das darüber hinaus eine Neuordnung 
des großzügigen Behördenareals er-
möglichte. Die Entwurfsplanung wur-
de durch das Staatliche Bauamt (StBA) 
Weilheim erbracht. Mit der Überarbei-
tung und Ausführungsplanung sowie 
für die Bauüberwachung wurde das 
Architekturbüro Möbius Architekten 
(in Seefeld) beauftragt.

Projektbeschreibung
Aus Studien des StBA Weilheim wur-
de ein straßenbegleitender Baukörper 
entwickelt. Aufgrund der Nähe zu Ein-
zeldenkmälern des benachbarten Fi-
nanzamtes erfolgte dies in enger Ab-
stimmung mit der Denkmalbehörde. 

Das Gebäude ist dreigeschossig als 
zweibündiger Baukörper organisiert. 
Im tieferen, südorientierten Bereich 
sind die Büroräume angeordnet. Nord-
seitig sind neben der vertikalen Er-
schließung und der zentralen Ver- und 
Entsorgung untergeordnete aber für 
den Betrieb des Vermessungsamtes 
notwendige Nebenräume unterge-
bracht. Auf der nördlichen Gebäude-
seite schließt ein Erschließungshof an, 
der von einem eingeschossigen Ne-

bengebäude mit Garagen für Dienst-
fahrzeuge gefasst wird.

Die Haupterschließung des Neu-
baus erfolgt über die Heimgartenstra-
ße. Im Eingangsbereich befindet sich 
schwellenfrei zugänglich das Ser-
vicezentrum mit Parteiverkehr. Das 
Erdgeschoss beherbergt weiterhin 
Büroräume für Behörden- und Ver-

waltungsleitung und die zentrale Re-
gistratur der Vermessungsunterlagen. 
Im ersten und zweiten Obergeschoss 
befinden sich weitere Büro- und 
Diensträume sowie ostseitig ein gro-
ßer kombinierter Sozial- und Bespre-
chungsraum. Im Untergeschoss sind 
weitere Nebenräume, Archive, Um-
kleide- und Werkstatträume, die Heiz-
zentrale für den Nahwärmeverbund 
und die notwendigen Technikräume 
untergebracht. Das gesamte Gebäude 
ist über einen Aufzug barrierefrei er-
schlossen. 

Großformatige Fenster nach Sü-
den gewährleisten eine ausreichende 
Belichtung der Büroräume mit Tages-
licht und ermöglichen die Nutzung so-
larer Wärmegewinne in der Heizperio-

de. Der innenliegende Flur wird über 
transparente Bereiche in der südlichen 
Flurwand natürlich belichtet. Außenlie-
gende Faltläden bieten ausreichenden 
sommerlichen Wärmeschutz. Die Falt-
läden werden mit der Verkleidung der 
Fassade belegt und fügen sich im ge-
schlossenen Zustand in die Fassade 
ein. Zusätzlich erhalten die Fenster im 

Bereich von Bildschirmarbeitsplätzen 
einen innenliegenden Blendschutz. 
Die silbergraue Pigmentierung der 
umlaufenden Lattung nimmt den spä-
teren Vergrauungszustand der Holz-
verkleidung vorweg. Aus ökologischen 
Gründen wird auf eine zukünftige Fas-
sadenbehandlung verzichtet. Materiali-
tät und Farbe bilden einen bewussten 
Kontrast zu den beiden denkmalge-
schützten hohen ockerfarbenen Putz-
bauten des Finanzamtes.

Nachhaltigkeit
Bereits in der Grundkonzeption wur-
den die CO2-Minimierung und die Be-
triebskostenoptimierung in den Vor-
dergrund der Betrachtung gestellt. 
Mit einer flexiblen Gebäudestruktur, 

Oben: Nordansicht mit Nebengebäude. Links unten: Innenansicht des Servicezentrums © Achim Bunz 
Rechts unten: Blick in den Flur, © Staatliches Bauamt Weilheim
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der Verwendung nachwachsender 
Rohstoffe für die Gebäudekonstruk-
tion, Ausführung von Gebäudehülle 
und Gebäudetechnik im Passivhaus-
standard und einem Energieversor-
gungskonzept, das die benachbarten 
Ämtergebäude in einen Nahwämever-
bund einbezieht, leistet der Neubau 
auf mehreren Ebenen einen Beitrag 
zum Nachhaltigen Bauen. 

Eine hervorragende Luftdichtigkeit 
von 0,33 1/h in Verbindung mit einer 
mechanischen Be- und Entlüftungs-
anlage führen zu einem Jahresprimär-
energiebedarf von 94 kWh/m²a und 
einer Einsparung von 31,4 t CO2/a 
bezogen auf das Bestandsgebäude. 
Sämtliche Büro- und Nebenräume 
einschließlich der Flure werden kon-
trolliert be- und entlüftet. 

Die Außenluftvorerwärmung er-
folgt über eine Wärmerückgewinnung 
mit Effizienz von bis zu 96% über 
Kreuz-Gegenstrom-Wärmetauscher, 
im Winter wird zusätzlich die im 
Grundwasser enthaltenen Wärmee-
nergie über einen Saug- und Schluck-
brunnen aktiviert. Geregelte Zu- und 
Abluftventilatoren gewährleisten eine 
energetische Optimierung der Lüf-
tungsanlage. 

Der Wärmebedarf sowohl des Ge-
bäudes, als auch der benachbarten Fi-
nanzamtsgebäude wird über einen Bio-
massekessel mit Nahwärmeverbund 
gedeckt. Die zentrale Holzpellets-
Kesselanlage ersetzt zwei bestehende 
veraltete Gaskessel. Durch die neue 
Heizanlage werden zusätzlich 10,3 t 
CO2/a eingespart.

Die erforderliche effektive Regelung 
des Nahwärmeverbundes und Steue-
rung aller Anlagenteile übernimmt eine 
neu installierte Gebäudeleittechnik, 
die mit dem Bestand vernetzt ist. Die 
Nutzung des Grundwassers ermöglicht 
weiterhin die ökologische Erzeugung 
von Kälteenergie für die thermisch ak-
tiven Fußbodenflächen und zur Küh-
lung des Serverraumes.

Das Gebäude wurde in Holzbau-
Fertigteilbauweise mit hohem Vor-
fertigungsgrad erstellt. Die Außen-
wände des Gebäudes bestehen aus 
tragendem Brettsperrholz. Die Holz-
deckenelemente überspannen als 
Durchlaufträger die gesamte Gebäu-
debreite. Die Elemente liegen auf den 
Außenwänden und der den Bereich 
der dienenden Räume begrenzende 
Flurwand auf. Der Bereich südlich der 
dienenden Räume wird frei tragend 

über 7,50 m überspannt und bietet lang-
fristig die Grundlage einer flexiblen und 
bedarfsangepassten Gebäudenutzung. 
Die betriebsbedingte Abtrennung einzel-
ner Büroräume erfolgte durch nichttra-
gende Wände. 

Die Verwendung von Holz als Ener-
gieträger und Konstruktionsmaterial 
trägt dem Material als dem wichtigsten 
nachwachsenden Rohstoff in Bayern 
Rechnung. Die jährlich nachwachsen-
de Holzmenge in Bayern übersteigt die 
insgesamt bayernweit eingeschlagene 
Menge. Die Verwendung auf dem Ener-
gieholzmarkt und auf dem Schnittholz-
markt entspricht auch mit Blick auf Holz-
zuwachs und Holzvorrat derzeit wie kein 
anderes Baumaterial dem Grundsatz der 
Nachhaltigkeit.

Mit dem Neubau des Dienstgebäu-
des entstanden auf drei Geschossen 
mit einer Gesamtnutzfläche von 684 m² 
das Servicezentrum des Vermessungs-

amtes, Diensträume sowie die erfor-
derlichen Flächen für Registratur und 
Archivierung. Mit Abbruch des Altbaus 
werden die Freiflächen des gesamten 
Areals neu angelegt. Im Vordergrund 
steht hierbei eine möglichst harmo-

nische Unterbringung der erforderlichen 
Stellplätze in einem auch für die Öf-
fentlichkeit zugänglichen parkähnlichen 
Areal. Die Gesamtkosten für Neubau, 
Nahwärmeverbund und Freiflächen be-
tragen 4,91 Mio. €. Das neue Dienstge-
bäude wurde im Oktober 2014 durch das 
Amt für Digitalisierung, Breitband und 
Vermessung in Betrieb genommen.

Autor

Dipl.-Ing. (Univ.) Stefan Riedel
Baurat
Staatliches Bauamt Weilheim
stefan.riedel@stbawm.bayern.de

Südansicht des Dienstgebäudes mit geöffnetem Sonnenschutz (oben) und geschlossenem Sonnenschutz (unten)    
© Achim Bunz
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Voice over IP
Neueste Telekommunikationstechnik 
für die Kliniken der  
Ludwig-Maximilians-Universität  
in München 

Bernhard Klingl 
Stefan Schmidt

„Ein Gesprächsaufbau war nicht mög-
lich“! Das hörten die Hilfesuchenden, 
wenn Sie die alte Nummer des Klini-
kums Großhadern oder die alte Num-
mer der Innenstadtklinik wählten. Vo-
rausgegangen war am 10.05.2014 die 
Umschaltung auf das neue Telekom-
munikationssystem über das Inter-
net Protokoll (Voice over IP oder kurz 
VoIP), welches nun das Telefonieren 
über das EDV-Netz möglich macht.  

Ausgangslage
Das Klinikum der Universität München 
(KUM) zählt zu den größten Universi-
tätsklinika der Maximalversorgung in 
Europa. 1999 entstand das KUM aus 
der Fusion der Universitätsklinika, der 
Innenstadtklinik mit gewachsener al-
ter Bausubstanz und dem Klinikum 
Großhadern, das vor 40 Jahren auf 
der „grünen Wiese“ erbaut wurde. 

In beiden Standorten war jeweils 
eine inzwischen technisch veraltete 
digitale Telefonzentrale für insgesamt 
über 10.000 Teilnehmer in Betrieb. 
Diese Anlagen konnten nicht zusam-
mengeschaltet werden, wodurch 
verschiedene Nummern zur Anwahl 
und kein internes Telefonieren über 
Kurzwahl möglich war. Gleichzeitig 
existierten zwei örtlich getrennte per-
sonell besetzte Vermittlungszentralen. 

Mit dem Neubau OP-Zentrum in 
Großhadern war eine Erweiterung 
der vorhandenen Telefonzentrale in 
Großhadern erforderlich. Anstelle der 
Erweiterung wurde ein neues Tele-
kommunikationskonzept für beide 
Standorte des Klinikums entwickelt. 

Grundkonzeption
Im Rahmen der Baumaßnahme wur-
den ausschließlich die bestehenden 
Telefonzentralen erneuert. Das vor-
handene Leitungsnetz blieb unbe-
rührt. Im Planungsprozess wurden 
verschiedene Umsetzungsmöglich-
keiten untersucht. Neben der final 
umgesetzten VoIP-Lösung hätte al-

ternativ ebenso eine Telekommunika-
tions-Hybridanlage zum Einsatz kom-
men können. Der größte Vorteil einer 
Hybridanlage liegt in dem flexiblen 
Umgang mit den bestehenden ge-
wachsenen Netzstrukturen im KUM, 
da sowohl analoge, digitale, als auch 
IP-Endgeräte angebunden werden 
können. 

Entscheidend für die Wahl der 
VoIP-Anlage war die Tatsache, dass es 
zukünftig ausschließlich VoIP-Technik 
geben wird und somit die VoIP-Lösung 
die zukunftsträchtigste Lösung für das 
KUM darstellt.  

Weitere Vorteile der eingesetz-
ten VoIP-Technik liegen in der im Kli-

nikbetrieb notwendigen Flexibilität 
bei teilnehmerbezogenen Umzügen, 
Anpassungen oder Änderungen, der 
übergreifenden Nutzung moderner Te-
lefonie-Leistungsmerkmale sowie der 
einheitlichen Kommunikationsstruktur 
über alle Standorte hinweg.

Der größte Nachteil der VoIP-
Technik liegt im Wesentlichen in der 
Abhängigkeit von einer vollflächigen 
bestehenden EDV-Netzinfrastruktur. 
Nachdem im KUM die Infrastruktur 
nicht ausgebaut wurde, war sie nur 

bedingt für VoIP geeignet. Die Um-
stellung konnte somit nur über Um-
wege erfolgen. Für den Anschluss 
von herkömmlicher Analogtechnik 
(z. B. Flurtelefone und Faxgeräte an 
Standorten ohne EDV-Anschluss) 
mussten zusätzliche Anlagenteile, 
sog. Gateways, bereitgestellt wer-
den. Diese sind wiederrum über IP 
mit der VoIP-Zentrale verbunden, so 
dass eine Kommunikation möglich 
ist. Im Innenstadtklinikum wurden 
die Gateways aufgrund des Neubaus 
der Portalklinik und der damit ver-
bundenen Auflösung der Telefonzen-
trale dezentral in den verschiedenen 
Kliniken aufgestellt. In Großhadern 

konnten sie zentral in der Telefonzen-
trale untergebracht werden. 

Im Gegensatz zu den bisherigen 
digitalen Endgeräten benötigen VoIP-
Endgeräte einen separaten Stroman-
schluss, was einen weiteren Nachteil 
der VoIP-Telefonie darstellt. Da aktuell 
verschiedene Bereiche des Klinikums 
noch nicht über eine batteriegestützte 
Stromversorgung der EDV-Komponen-
ten verfügen, ist die Funktionsfähig-
keit der VoIP-Endgeräte bei Stromaus-
fall nicht gewährleistet. 

EDV-Netzunterverteiler im Neubau des OP-Zentrums in Großhadern © Klaus-Reiner Klebe, München
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Übersicht zum Voice-over-IP-Telekommunikationssystem (VoiP-TK) © Unify GmbH & Co. KG 
Von oben nach unten: TK-Anlagenraum Großhadern mit der analogen Anbindung (HiPath), das Rechenzentrum im Bestand 
in Großhadern mit der IP-Zentrale „Open Scape Voice V7“ (für Telefonate über Internet), das Rechenzentrum im OP-Zentrum 
(OPZ) in Großhadern mit der „redundanten“ IP-Zentrale (Ersatz-IP-Zentrale), der Technikraum der Innenstadtkliniken mit der 
analogen Anbindung „HiPath“ und der Telefonbunker der Innenstadtkliniken mit der Anbindung dort vernetzter Anlagen. 
Verbunden ist dieses System über das EDV-Netz (Leitung rechts in der Abbildung).
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Aufbau und Umstellung  
im laufenden Betrieb
Nachdem ohne Kommunikation kein 
regulärer Krankenhausbetrieb auf-
rechterhalten werden kann, wurden 
die neuen Telefonendgeräte am EDV-
Netz in einem stufenweisen Rollout 
parallel zum bestehenden Telefonbe-
trieb aufgebaut. 

Durch diese Vorbereitungen war 
eine fast unterbrechungslose Um-
schaltung möglich. Die alten Telefon-
endgeräte und die Zentralen wurden 
erst nach der Umstellung abschnitts-
weise demontiert.

Telefonie-Leistungsmerkmale
Über die Grundanforderungen an mo-
derne TK-Systeme hinaus wurden 
verschiedene, speziell auf den Klinik-
betrieb bezogene Projektlösungen re-
alisiert.

Eine wichtige neue Funktion stellt 
das CTI (Computer Telephony Integra-
tion) dar. Es ermöglicht dem Personal 
aus Computerprogrammen heraus 
Telefonverbindungen aufzubauen und 
zu beenden. Als Grundlage hierfür 
dient das Identity-Managementsystem 
(IDM) des Klinikums, in dem alle Nut-
zerdaten, Rollen und Funktionen (z. B. 
Leitender Oberarzt der Station 1) ein-
gepflegt sind. 

Ohne den Namen und die Nummer 
der gewünschten Person zu kennen, 
kann durch Auswahl der entspre-
chenden Rolle bzw. Funktion am Com-
puter automatisch eine entsprechende 
Verbindung hergestellt werden. Zu-
sätzlich können im IDM Dienst- und 
Urlaubspläne hinterlegt werden, so 
dass bei einer Personensuche auto-
matisch eine Verbindung zum Vertre-
ter aufgebaut wird, falls der Gesuchte 
nicht im Dienst ist.

Ein weiteres neues Leistungsmerk-
mal ist die automatische Übermittlung 
der Standortangabe des rufenden Te-
lefonendgerätes. Diese kann unter 
anderem zur Alarmierung der im Klini-
kum vorhandenen Reanimationsteams 
eingesetzt werden. 

Wird eine Person in einem hilfebe-
dürftigen Zustand vorgefunden, wählt 
man zur Aktivierung eines Reanimati-
onsteams die dreistellige Notrufnum-
mer, welche dauerhaft am TK-Endge-
rät eingeblendet ist. Daraufhin wird 
man automatisch über einen Alarmser-
ver mit der Telefonvermittlungszentra-
le in Großhadern verbunden. Durch 
die Übermittlung der Standortangabe 

des rufenden TK-Endgerätes kann die 
Vermittlungszentrale ohne jede wei-
tere Information das nächstgelegene 
Reanimationsteam zur Unglückstelle 
entsenden. 

Ebenfalls neu ist die integrierte 
Schnittstelle zwischen dem OP-
Managementsystem (OPM) und der 
TK-Anlage. Hiermit kann der OP-
Manager bei Bedarf kurzfristig ein 
OP-Team (z. B. Chirurg, Anästhesist, 
OP-Schwester, Assistent) einberufen, 
indem er die vorgesehenen Personen 
am Computer auswählt. Diese Per-
sonen erhalten daraufhin automatisch 
über den Alarmserver des TK-Systems 
Textnachrichten auf ihr Handy, welche 
sie bestätigen oder ablehnen müssen. 
Somit kann der OP-Manager entschei-
den, ob genügend Personal vorhanden 
ist oder gegebenenfalls zusätzliches 
Personal angefragt werden muss. 

Eine weitere neue Schnittstelle 
wurde zwischen der TK-Anlage und 
der Brandmeldeanlage realisiert. Diese 
hilft dem Klinikum enorm, im Brandfall 
die organisatorischen Maßnahmen zur 
Evakuierung und Brandbekämpfung 
zu beschleunigen. Je nach Örtlichkeit 
der Branddetektion werden über den 
Alarmserver und eine entsprechende 
Datenbank automatisch die jeweils 
notwendigen Hilfskräfte alarmiert. 
Dies kann durch Textmeldungen auf 
das Handy oder Sprachausgaben an 
TK-Endgeräten erfolgen. 

Nachdem bei Ausfall der Telefon-
anlage eine entsprechende Alarmie-
rung nicht möglich wäre, kann auf die 
bauordnungsrechtlich geforderte Alar-
mierungseinrichtung nicht verzichtet 
werden.

Erkenntnisse
Die neue Anlage wurde im Erstaus-
bau für 14.200 Teilnehmer (IP und 
Analog) ausgelegt. Für zukünftige Pro-
jekte ist diese Anlage zudem einfach 
erweiterbar. Realisiert wurden netz-
übergreifende Leistungsmerkmale 
mit Synergieeffekten, eine hohe Aus-
fallsicherheit und eine optimale Unter-
stützung klinischer Prozesse.

Durch die Erneuerung der Telefon-
zentralen wurde zudem eine kommu-
nikative Fusion des Klinikums (Innen-
stadtklinik und Klinikum Großhadern) 
erreicht, indem beide Standorte auf 
eine gemeinsame Kopfnummer um-
gestellt und das Personal in einer Ver-
mittlungszentrale zusammengefasst 
wurde.

Mit der Umstellung der Telefonie 
auf VoIP hat die Staatsbauverwaltung 
den Startschuss für ein neues Infor-
mationszeitalter im Klinikum der Uni-
versität München gegeben. Das Klini-
kum verfügt nun, auch im Hinblick auf 
den vom Staatsministerium beschlos-
senen Masterplan am Standort Groß-
hadern,  über eine hocheffiziente und 
zukunftssichere TK-Lösung.
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Bayerischer Architekturpreis und  
Bayerischer Staatspreis für Architektur 2015

Gruppenfoto von der Preisverleihung am 6. Juli 2015

Mit der Verleihung des Bayerischen 
Architekturpreises und des Staats-
preises für Architektur 2015 haben 
die Architektenkammer und die Bay-
erische Staatsregierung bereits zum 
fünften Mal Persönlichkeiten ausge-
zeichnet, die sich um die Baukultur in 
Bayern verdient gemacht haben. 

"Wir haben es uns zur Aufgabe 
gemacht, die Baukultur in Bayern zu 
erhalten, zu fördern und weiterzuent-
wickeln. Denn kein Bauwerk steht für 
sich alleine. Alle zusammen bilden 
unsere gebaute Umwelt und prägen 
unser tägliches Leben. Somit ist Bau-
kultur eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. Sie braucht eine öffentliche 
Diskussion über die Qualität des Pla-
nens und des Bauens", sagte Innen- 
und Baustaatssekretär Gerhard Eck 
bei der Preisverleihung in München.

Mit dem Bayerischen Architektur-
preis zeichnete die Bayerische Architek-
tenkammer die Landschaftsarchitektin 
Prof. Regine Keller und Ministerialdi-
rektor a. D. Josef Poxleitner aus. Regi-
ne Keller, Professorin für Landschafts-
architektur und öffentlichen Raum an 
der TU München, hat sich besonders 
darum verdient gemacht, gerade 

„Nicht-Architekten“ die Potentiale und 
auch die Bedeutung der Gestaltung öf-
fentlicher Räume nahezubringen. 

Josef Poxleitner, ehemaliger Leiter 
der Obersten Baubehörde, würdigte 
das Kuratorium als Persönlichkeit, die 
die Logik der architektonischen und 
baulichen Qualität und die der poli-
tischen Realisierbarkeit zusammen-
brachte und von den Architekten für 
seine Parteilichkeit für Qualität ge-
schätzt wird.

Der Nürnberger Initiative 'Pro stadt-
BAUmeister' und Michael Weiden-
hiller, Ministerialrat im Bayerischen 
Kultusministerium, sprach das Kura-
torium Anerkennungen aus. Die Ini-
tiative ist ein gelungenes Beispiel ei-
ner engagierten Bürgergesellschaft, 
die sich erfolgreich für den Erhalt der 
Position des Baureferenten in Nürn-
berg eingesetzt hat und dabei zeigte, 
wie komplex die Baugestaltung und 
der Prozess des Bauens sind. Michael 
Weidenhiller brachte in verschiedenen 
Projekten Architektur und Schule in Be-
ziehung. Ihm gelang es, Schülerinnen 
und Schüler ihren Aufenthalt in ge-
bauten und gestalteten Umwelten und 
Räumen bewusst zu machen.

Georg Scheel Wetzel Architekten 
aus Berlin erhielten für das NSDoku-
mentationszentrum München neben 
dem Bayerischen Architekturpreis 
auch den Bayerischen Staatspreis für 
Architektur. Den Architekten ist es 
gelungen, ein Gebäude von höchster 
Qualität und Symbolik zu schaffen. Ihr 
sensibles Wirken im geschichtsträch-
tigen Kontext fördert in besonderem 
Maße die Baukultur in Bayern.


